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Editorial

Die mediale Aufmerksamkeit für das Jubiläum der Wende bzw. Friedlichen

Revolution von 1989 ist schier grenzenlos. In nahezu ununterbrochener Folge

werden uns die immer gleichen Bilder, Filmausschnitte und Statements präsentiert.

Doch wie lässt sich diese aufregende Zeit anhand der archivalischen Überlieferung

nachvollziehen bzw. erforschen? Diese Frage haben mehrere Berliner Archive

versucht, anhand der von ihnen bewahrten Quellen zu beantworten. Natürlich gibt es

noch weitere Unterlagen in anderen Berliner Archiven. Doch bereits die in dieser

Ausgabe abgedruckten Beiträge offenbaren ein vielfältiges Spektrum.

Die Berliner Archivlandschaft ist weiter in Bewegung. Neue Archive entstehen wie

das Archiv des ehemaligen Kinderheims A. S. Makarenko oder können dauerhaft be-

treut werden wie das des Friedrichstadtpalastes, der zumal in diesen Tagen 100 Jahre

alt wird. Beide stellen sich in dieser Ausgabe vor.

Der 3. Berliner Landesarchivtag steht unmittelbar bevor. Am 20. November wer-

den im sogenannten Hofsaal der ehemaligen Stasizentrale die Quellen gesellschaft-

licher Umbrüche im Mittelpunkt stehen. Wie schon im Vorjahr verspricht das Pro-

gramm auch diesmal interessante Vorträge, Gelegenheiten für angeregte Gespräche

unter dem Fachpublikum und einen aktuellen Überblick über Produkte und Dienst-

leistungen auf der begleitenden Fachmesse.

Wir freuen uns auf Sie.
Torsten Musial

Demonstration in Berlin,

4. November 1989,

Foto: Harald Hauswald

(Bundesstiftung Aufarbei-

tung/Ostkreuz, Harald

Hauswald, 891104hh41)
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Zu den Paradoxien und Eigenheiten der Friedlichen

Revolution von 1989 gehört auch die Sonderrolle

der ostdeutschen Theaterschaffenden. Daraus lässt sich

aber kein Narrativ einer grundsätzlichen oppositionel-

len Haltung der Theater entwickeln.1 Die Bühnen wa-

ren vom Staat subventionierte und finanzierte Kultur-

stätten und unterlagen als ein bedeutsames Element der

öffentlichen Kulturpolitik der DDR einem engmaschi-

gen kulturpolitischen und organisatorischen Kontroll-

netz. Trotzdem oder vielleicht gerade deshalb waren sie

zumindest teilweise Orte kritischer Reflexion.

Die Regisseurin und Bürgerrechtlerin, Freya Klier,

1988 verhaftet und unfreiwillig ausgebürgert, hat diese

Spielräume kritischen Denkens dahingehend charakte-

risiert, dass die theatrale Arbeit im Theater als kollekti-

ver Prozess in einer Art gesonderten Raum stattfindet,

in dem „Varianten durchgespielt“ und Probleme der

Gegenwart über Sprache und durch das Medium klassi-

scher dramatischer Texte benannt werden konnten.

„Widerstand eines Ensembles“ bedeutete, so Klier,

letztlich „das Ausloten der Grenzen, (…) die zu einem

hohen künstlerischen Ergebnis, zu einer künstlerischen

Qualität geführt hat, die mehr war als nur die Oppositi-

on gegen die Tagesaktualität oder die sehr engstirnigen

Genossen an der Spitze des Landes“.2 Dieses Ausloten

von Grenzen und deren Überschreiten verlieh den

Theatern eine Art Sonderrolle gerade angesichts des

Fehlens einer kritischen Öffentlichkeit. Sie waren mei-

sterhaft darin, „in verschlüsselter Form verdrängten

Problemen der Gesellschaft eine Öffentlichkeit zu ver-

schaffen“.3

Die Mitte der 1980er Jahre einsetzende Reformpoli-

tik im Zeichen von Glasnost und Perestroika wirkte

auch im Kulturbereich als Katalysator. Die offenkundi-

ge Krisensituation der DDR zog einen allmählichen

Legitimations- und Machtverfall der Staatspartei nach

sich und ließ das „klassische“ und einstudierte Rollen-

spiel zwischen Theater und Staat bzw. Partei zuneh-

mend erodieren. Der partielle Auflösungsvorgang

zeigte sich beispielsweise bei der ehemals mächtigen

Zensur in Form von Entscheidungsschwäche bei der

Beurteilung von Literatur und Theater. Die dadurch

gewonnenen Freiräume wurden umgehend genutzt.

Stücke, die lange verboten waren, wurden nun aufge-

führt. Die Risiken schienen – trotz eingeimpfter Furcht

und erlittener Negativerfahrungen – überschaubar.

So entwickelten sich die Theater zu Orten eines

kritischen Dialogs und damit zu wichtigen Trägern ei-

ner langsam entstehenden kritischen Öffentlichkeit. Die

Bühnen fungierten als dynamische Multiplikatoren in-

nerhalb ihres Umfeldes, indem sie begannen, Informa-

tionsnetzwerke aufzubauen, und zugleich innerhalb der

Bevölkerung, sofern diese als Publikum in den Raum

der begrenzten Öffentlichkeit der Theater eintrat. Der

nächste logische (und zugleich abschließende) Schritt

war dann die Vorbereitung und Beteiligung an öffentli-

chen Protesten und Demonstrationen.

Johanna Schall, Schauspielerin am Deutschen

Theater (künftig DT) und Mitorganisatorin der De-

monstration am 4.11.1989, hat selbstkritisch über diese

Zeit geäußert, die Theaterschaffenden seien eigentlich

auf „einen fahrenden Zug aufgesprungen“ und hätten

letztlich aus „einer relativen geschützten Situation her-

aus“ agiert. Größeren Risiken wären beispielsweise die

Akteure der Bürgerbewegung eingegangen.4 Diese ein-

schränkende Bewertung beleuchtet das grundsätzliche

Problem des privilegierten Status der DDR-Künstler

und der damit einhergehenden Staatsnähe, die sich auch

in einer zunächst eher auf eine Reform des Systems als

einer prinzipiellen Systemkritik an den Verhältnissen in

der DDR äußerte. Heiner Müller hat treffend formu-

liert, dass man ihm und anderen vorwerfen könne, dass

sie „mit ‚kritischer Solidarität‘ – der Akzent verschob

sich auf die Kritik, als das Regime zur repressiven To-

leranz überging – in unsern Lesern die Illusion genährt

haben, daß eine Reform des Systems möglich“ sei.5

Demokratie jetzt oder nie – Zur Rolle der Theater
während der Friedlichen Revolution von 1989 am
Beispiel des Deutschen Theaters Berlin
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(Keine) Schwierigkeiten mit der Wahrheit:

Abrechnung mit dem Stalinismus

Sonderveranstaltungen wie Lesungen und Matineen

sind ein probates Mittel der Theater, kurzfristig auf Er-

eignisse zu reagieren oder Themen zu setzen, wie bei-

spielsweise die kritische Auseinandersetzung mit der

Geschichte des Sozialismus oder der DDR. Passend zu

den Zeitgeschehnissen wurde so am DT eine Lesereihe

„Texte zur Lage“6 kurzfristig als Beitrag zum Dialog

ins Leben gerufen.

Ulrich Mühe, der „Hamlet“ in der noch zeitgleich

probenden Inszenierung HAMLET/MASCHINE in der

Regie von Heiner Müller, gab den Impuls zu der ersten

Lesung7, die weite Wellen schlug und ein Schlüsseler-

eignis hinsichtlich einer öffentlichen Abrechnung mit

dem Stalinismus und letztlich der Erzwingung eines

Diskurses über die politische Verfolgung in der DDR

sein sollte. Über Heiner Müller wurde der konkrete

Kontakt zu Walter Janka hergestellt. Janka, überzeugter

Kommunist, Spanienkämpfer, Emigrant sowie Verleger

und Leiter des Aufbau-Verlags war im Dezember 1956

unter dem Vorwurf der „konterrevolutionären“ Ver-

schwörung verhaftet und in einem stalinistischen

Schau- prozess zu langjähriger Haft verurteilt worden.

Eine Rehabilitierung hatte nie stattgefunden.

Am 28.10.1989 erfolgte dann eine Lesung aus Jan-

kas kurz zuvor in der BRD unter der Mithilfe des Ger-

manisten Michael Rohrwasser und des Schriftstellers

Günter Kunert erschienenen Buchs „Erinnerungen.

Schwierigkeiten mit der Wahrheit“ im DT. Der geringe

Planungsvorlauf lässt sich an einem entsprechenden

Dokument aus den Intendanz-Akten ablesen, das be-

legt, dass noch nicht einmal die übliche urheberrechtli-

che Genehmigung eingeholt werden konnte.

Obgleich die Lesung mit Ulrich Mühe erst einen

Tag vorher mit einer kurzen Notiz im Neuen Deutsch-

land angekündigt wurde und es keine Werbung gab,

bildeten sich schon seit dem frühen Morgen Schlangen

von Wartenden. Am Abend war das Haus vollkommen

überfüllt und immer noch harrten Menschen vor dem

Theater aus. Der Erwartungsdruck war so hoch, dass

der um sein Theater besorgte Intendant Dieter Mann

per Megafon die Enttäuschten auf eine Wiederholung

der Lesung „vertrösten“ musste.8 Selbst der Rezensent

des ND fand nur über den Bühneneingang Zugang in

eine Schauspieler-Garderobe, wo er über einen einge-

bauten Lautsprecher die Lesung hören konnte.

Anhand einer überlieferten Audio-Aufzeichnung

der Veranstaltung lassen sich Ablauf und Inhalt der Le-

sung rekonstruieren. In seiner kurzen Eröffnungsan-

sprache bekannte Dieter Mann, selbst aufgeregt zu sein,

auch angesichts der vielen Menschen, denen kein Ein-

lass gewährt werden konnte. Michael Gwisdek las zu-

nächst den Text von Christa Wolf „Für Walter Janka“,

der gleichzeitig auch bei einer Veranstaltung in der Er-

löserkirche von Christa Wolf als Teil ihrer dortigen Re-

de vorgetragen wurde. Dann begann die zwei Stunden

dauernde Lesung des an einem kleinen Holztisch sit-

zenden Ulrich Mühe vor einer äußerst konzentrierten

und ergriffenen Zuhörerschaft, die aus dem Kapitel

über die Rolle des damaligen Ministers für Kultur Jo-

hannes R. Becher, den Umständen der Verhaftung Jan-

kas und schließlich des Prozesses gegen ihn bestand.

Den Epilog bildete eine kurze Rede Walter Jankas. Es

war sein erster öffentlicher Auftritt seit 1956, den er in

seiner Rede als die erste „moralische Rehabilitierung“,

die er erfahren habe, bezeichnete und die „hundertmal

mehr wert (sei) als alles, was noch zuständige Organe

veranlassen könnten“. Schließlich appellierte er an alle

Arbeiter und Intellektuellen, den Kampf um die Wahr-

heit aufzuneh- men. Die Veranstaltung endet in einem

emphatischen Applaus. Die Tonaufnahme, dokumen-

tiert, dass das Publikum erst nach einem weiteren Ap-

pell Jankas schließlich bereit waren, das Theater zu

verlassen.9

Die Wirksamkeit der Veranstaltung wurde nicht nur

durch eine Wiederholung der Lesung, sondern auch

durch eine Ausstrahlung im Radio der DDR erhöht. Die

Erschütterung vieler Bürgerinnen und Bürger der DDR

lässt sich an Briefen, die an Janka direkt oder an die

Intendanz des DT geschickt wurden, ablesen. Am

5.11.1989 hielt Janka noch einmal eine Rede im DT,

die ebenfalls aufgezeichnet wurde. In dieser begrüßte er

die Demonstration vom Vortag als „revolutionär“ und

forderte eine „konkrete Politik (…), die unsere Gesell-

schaft von Grund auf erneuert“ und eine Überprüfung

„alle(r) politischen Prozesse der zurückliegenden Jahr-

zehnte“ durch eine unabhängige Kommission. Erst

dann ließe sich – so Janka – „Beton und Stacheldraht“

beseitigen.10
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„Vertrauen ist eben etwas Eigenes“ - Neue

Formen der Mitbestimmung und des Dia-

logs

Im Zuge der Ereignisse verfiel nicht nur die Legiti-

mität der SED, sondern auch die der mit ihr eng ver-

bundenen Einheitsgewerkschaft Freier Deutscher Ge-

werkschaftsbundes (FDGB). Der Legitimitätsverlust

äußerte sich in einer Schwächung der bestehenden Ge-

werkschaftsstrukturen an den Theatern und deren Öff-

nung für neue Modelle des Dialogs und Mitbestim-

mung. In dem im Archiv überlieferten Rechenschafts-

bericht der Gewerkschatsvertrauensleute des DT für

den Zeitraum 18.9. bis 30.11.1989 wird die Situation

der dramatischen Monate zusammengefasst, aber auch

die vielfältigen Handlungen und Aktionen beschrieben.

Spiegelbildlich zur allgemeinen Situation und zum

Verfall der Legitimation des FDGB war die Gewerk-

schaftsarbeit am DT in einem „desolaten Zustand“ und

die Betriebsgewerkschaftsleitung (BGL), die von den

Gewerkschaftsmitgliedern im Betrieb gewählt wurde

und am Theater nach einzelnen Sparten unterteilt war,

gelähmt und handlungsunfähig. Die Vertrauensleute

wurden in der Regel von der Gewerkschaftsgruppe, der

kleinsten Einheit der Betriebsgewerkschaftsorganisati-

on, gewählt. Unter Beibehaltung von Elementen der

Gewerkschaftsstruktur, aber anstelle der traditionell

über die BGL organisierten Mitsprache, übernahmen in

der Folge Thomas Neumann und Johanna Schall als

Vertrauensleute der Sparte Schauspiel die Initiative und

vorläufige direkte Interessenvertretung in Form einer

„Art ‚Basisbewegung‘ innerhalb der Gewerkschaft“.11

Dank Thomas Neumann sind die Dokumente, die

von September bis Anfang 1990 in Form einer soge-

nannten „Wandzeitung“ präsentiert wurden, als kleiner

Bestand im Archiv erhalten geblieben. Die historische

Funktion der Wandzeitung als ein Mittel der Agitation

und der politischen Meinungsäußerung war im DT zu

Schlussapplaus nach der Lesung am 28.10.1989: Walter Janka (rechts), Foto: Gisela Harich (ADT B 24-03-450)

Brief an Intendant Dieter Mann vom 19.11.1989

(ADT B 20-02-021)
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einem eher inhaltlosen und uninteressan-

ten Verlautbarungsort der staatlichen Ge-

werkschaft verkommen. Topographisch

befand sie sich nicht – wie heute – am

zentralen Bühneneingang, sondern mitten

im Gebäude in einem engen Gang vor

dem Künstlerischen Betriebsbüro, also vor

der organisatorischen Schaltzentrale des

Theaterbetriebs und dem Kommunikati-

onsort des künstlerischen Personals. Die

Ereignisse vom September 1989 führten

zu einer demokratischen Revitalisierung.

Die Fläche der Wandzeitung wurde jen-

seits des Kastens deutlich erweitert und

als Diskussions- und Verlautbarungsfläche

der alternativen Gegeninformation freige-

geben. Es entstand eine auf die Institution

begrenzte freie Öffentlichkeit.

Die im Archiv überlieferten Doku-

mente lassen sich formal inhaltlich grob

wie folgt unterteilen:

- Resolutionen, öffentliche Ausrufe und

Anträge,

- Texte zur Organisation, Verlautbarungen,

- Stellungnahmen, Meinungsäußerungen

von Mitarbeitern,

- Briefe und Telegramme an das DT,

- Zeitungsartikel.

In der Sammlung findet sich die für

den Kulturbereich initiale Resolution der

Berliner Mitgliederversammlung des

Schriftstellerverbands der DDR vom

14.9.1989, in der angesichts der massen-

haften Ausreise ein „demokratischer Dia-

log auf allen Ebenen“ gefordert wird. Per

Schreibmaschine kopiert wurde der be-

rühmte Aufruf des Staatschauspiels Dres-

dens vom 6.10.1989 („Wir treten aus den

Rollen heraus …“). Resolutionen und

Aufrufe des DT, des Berliner Ensembles,

des Maxim-Gorki-Theaters Berlin, der

Volksbühne, der Distel, der Städtischen

Offener Brief von Käthe Reichel an die

Volkskammer der DDR vom 19.11.1989

(ADT B 26-021-022)
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Bühnen Karl-Marx-Stadt und anderer Bühnen liegen in

hektografierter Form vor.12

In diesen wurde zunächst die Anerkennung beste-

hender innenpolitischer Probleme durch die Regierung

eingefordert, ein Dialog mit der Bevölkerung sowie ei-

ne faire Berichtserstattung angemahnt und eine sozia-

listische Umgestaltung und Erneuerung verlangt.

Charakteristisch ist der zunächst durchgehend appellie-

rende Charakter und die immer ausgewiesene Verteiler-

liste. Eine Zäsur bildeten die extremen Ereignisse um

die Feierlichkeiten zum 40jährigen Jubiläum der DDR-

Gründung am 7.10.1989.

Anhand der im Archiv erhaltenen unterschiedlichen

Protestresolutionen der städtischen Theater Karl-Marx-

Stadt vom 5.10.1989 und vom 23.10.1989 lässt sich die

zunehmende Politisierung zeigen. Zunächst herrscht in

der ersten noch der – wie bei vielen anderen früheren

Resolutionen – appellierende Charakter vor. Hier wird

primär gegen das Schweigen der Medien, den „fatale(n)

Pragmatismus“ der Regierung gegenüber der Massen-

ausreise und gegen die Kriminalisierung der Kritiker

und Befürworter eines demokratischen Wandels protes-

tiert. Beim späteren Aufruf handelte es sich dagegen

um einen dezidiert politischen Forderungskatalog. Ne-

ben den schon genannten werden nun auch die Auflö-

sung der Nationalen Front, die Abschaffung der Zensur,

Reisefreiheit, die Auflösung der Kampftruppen, die

Freilassung der wegen „Republikflucht“ verhafteten

Personen sowie die Veröffentlichung von Umweltdaten

eingefordert.

Stellungnahmen und Meinungsäußerungen, die an

der Tafel ausgehängt wurden, betrafen vorwiegend po-

litische Ereignisse, teilweise wurde aber auch Kritik an

den hausinternen Verhältnissen des Theaters geäußert.

Themen wie die interne, intransparente Besetzungs-

und Rollenpolitik, das Problem bestimmter Privilegien

und des Weggangs ehemals fest am Haus inszenieren-

der Regisseure (Alexander Lang u. a.) wurden artiku-

liert und diskutiert.

Als ein Beispiel für die öffentliche Kommentierung

von Ereignissen oder Zeitungsartikeln kann der offene

Brief der Schauspielerin Käthe Reichel dienen. Gerich-

tet war dieser an die Volkskammer der DDR „betref-

fend das Statement der Abgeordneten Ellen

Brombacher“, damals Sekretärin für Kultur der SED-

Bezirksleitung Berlin. Brombacher hatte behauptet,

dass es während der Demonstrationen am 7. Oktober

Beschimpfungen und gewaltsame Übergriffe auf Par-

teimitglieder gegeben hätte und stelle dies in einen Zu-

sammenhang mit den Verfolgungen ihrer Eltern in der

Nazizeit. Reichel wandte sich gegen diese Gleichset-

zung. Sie schloss mit den bitteren Worten, dass „die

Toten in Auschwitz“ nicht für den Stalinismus und für

das darüber von „ihren Kindern“ gelegte Schweigen

gestorben seien.

„Wir brauchen radikale Formen für eine re-

volutionäre Veränderung.“

Die Versammlung der Theaterschaffenden

am 15.10.1989 im DT und die Demonstration

vom 4.11.1989 auf dem Alexanderplatz

Die zitierten Worte sprach der Bühnenbildner Hen-

ning Schaller auf der Versammlung der Theaterschaf-

fenden am 15.10.1989 im DT. Auf dieser wurde die

Idee der Demonstration am 4.11.1989 in Angriff ge-

nommen. Dass Ablauf, Inhalt und Atmosphäre dieser

besonderen Versammlung minutiös nachgezeichnet

werden können, ist dem mutigen Entschluss des Ton-

meisters des DT Ulrich Schröder zu verdanken, der aus

eigenem Antrieb heraus eine Aufzeichnung anfertigte.

Unlängst ist eine Transkription dieser Audio-Quelle

veröffentlicht worden, herausgegeben vom ehemaligen

Archivar des DT Hans Rübesame.

Der Impuls zur Versammlung kam von der Gewerk-

schaftsgruppe Schauspiel der Volksbühne Berlin, die

anlässlich des 40. Jahrestages der Gründung der DDR

zu „einem Gedankenaustausch“ einlud. Dabei wurde

beraten, „was die Theaterleute angesichts der sich ra-

sant entwickelnden politischen Krise in der DDR tun

können, um alle auf den Positionen des Sozialismus

stehenden weltanschaulichen und politischen Kräfte in

der DDR für die Notwendigkeit einer tiefgreifenden

politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Umgestal-

tung zu mobilisieren“.

An der überregionalen Anschlussveranstaltung, die

ursprünglich in den Kammerspielen stattfinden sollte,

dann aufgrund der Personenanzahl in das größere DT

verlegt wurde, nahmen mehr als siebenhundert Thea-

terschaffende teil. Neben vielen Theater- und Kunst-

schaffenden sprachen auch der Rechtsanwalt Gregor
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Gysi, der Stellvertretende Kulturminister Siegfried

Böttger sowie der Schauspieler Hans-Peter Minetti in

seiner Funktion als Präsident des Verbandes der Thea-

terschaffenden der DDR.

Die Dramaturgie dieser Versammlung wies ver-

schiedene Spannungsbögen auf: Auf der einen Seite

vergegenwärtigten Augenzeugenberichte über die Poli-

zeigewalt gegen friedliche Demonstranten während der

Jubiläumsfeiern zum 40. Jahrestag der DDR und der

Bericht des Dresdner Regisseurs Wolfgang Engel über

die Verhältnisse in Sachsen und ein Gespräch mit Hans

Modrow die kurz zurückliegenden dramatischen Er-

Michael Hamburger: Antrag an das Treffen der Berliner Theaterschaffenden und ihrer Gäste vom 13.10.1989 (ADT B 26-021-011)
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eignisse. Auf der anderen Seite eröffnete sich aus den

daraus resultierenden rechtlichen Fragen, die Gregor

Gysi beantwortete, die Möglichkeit der Anmeldung ei-

ner Demonstration.

Die DT-Schauspielerin Jutta Wachowiak stellte den

Antrag, eine öffentliche Großdemonstration in Berlin

abzuhalten. Der Antrag wurde mit großem Beifall an-

genommen. Wachowiak berichtete später, dass der Vor-

schlag für die Demonstration auf dem Alexanderplatz

auf einem Zettel stand, den sie in ihrem Briefkasten

fand: „Der kam von Bärbel Bohley und aus dem Ver-

band der Bildenden Künstler“, und damit eigentlich

vom Neuen Forum, mit der Bitte, ihn auf der Versamm-

lung vorzutragen.13 Zuvor war eine Resolution des DT-

Dramaturgen Maik Hamburger verlesen worden, in der

die gewalttätigen Aktionen der Polizeikräfte als Verstoß

gegen geltendes Recht und gegen die Menschenwürde

bezeichnet sowie eine Untersuchung der Vorkommnisse

und eine Bestrafung der Verantwortlichen gefordert

wurde. Die Resolution wurde angenommen und von

weiteren 627 Personen unterzeichnet. Hamburger

schickte die Resolution dann mit einem Anschreiben

auf dem Briefpapier des DT direkt an den Minister für

Staatssicherheit Erich Mielke.14 Die Gewerkschafts-

vertrauensleute der Theater- und Kultureinrichtungen

erhielten den Auftrag, eine öffentliche legale Demons-

tration anzumelden und vorzubereiten. An der „Initia-

tivegruppe 4.11.“ waren von der Seite des DT die

Schauspieler und Vertrauensleute Johanna Schall und

Thomas Neumann beteiligt.

Die Theaterschaffenden beantragten und organi-

sierten die Demonstration. Wolfgang Holz, Vertrauens-

mann der Gewerkschaftsgruppe des Berliner Ensem-

bles, stellte den Antrag auf Genehmigung. Noch nie

zuvor in der Geschichte der DDR war eine Demonstra-

tion genehmigt worden, die zudem sogar in den staat-

lich kontrollierten Medien angekündigt wurde. So

konnte z. B. Johanna Schall einen Tag vorher in einem

Interview mit dem Titel: „Demonstrieren – ein Beitrag

zur Meinungsäußerung“ die Motive für die De-

Thomas Neumann (Schauspieler), Käthe Reichel (Schauspielerin), Klaus Galler (Requisite), dahinter: Christine Schorn

(Schauspielerin), Katja Paryla (Schauspielerin), Angela Gützkow (Besucherservice), Margarete Keller (Kassiererin),

Foto: Thomas Lehmann (BA, Bild 183-1989-1104-012/ Lehmann, Thomas, CC-BY-SA 3.0)
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monstration im ND erläutern. Einige der an der Tafel

präsentierten, Organisation und Vorbereitung der

Demonstration betreffende, Verlautbarungen und Aus-

hänge sind erhalten geblieben. Gemäß der beschlosse-

nen legalistischen Strategie wurden die entsprechenden

Briefe an die Volkspolizei ausgehangen. Über das letzt-

endliche Datum und den Weg der Demonstration muss-

te informiert werden. Losungsvorschläge waren zu

vereinbaren. Es galt, gemäß der sogenannten „Sicher-

heitspartnerschaft“ mit den Polizei- und Sicherheits-

kräften eine bestimmte Anzahl von Ordner zu stellen

und Sammelpunkte zu vereinbaren. Eine Aufstellung

mit den am 4.11.1989 geplanten Rednern zeigt, dass

das Konzept des Dialogs und der Einbindung von Ver-

tretern des herrschenden Systems wie Günter Schabow-

ski und Markus Wolf umgesetzt wurde. Vier

Schauspieler des DT-Ensembles – Ulrich Mühe, Johan-

na Schall, Jan Josef Liefers und Tobias Langhoff – wa-

ren mit Redebeiträgen bei der Abschlussveranstaltung

auf demAlexanderplatz vertreten.

Nach der erfolgreichen und friedlichen Demonstra-

tion, die zudem im Fernsehen übertragen wurde, er-

reichten Grußadressen bis hin zu einem Dankesgedicht

das DT, die ausgehängt wurden. Im Rechenschaftsbe-

richt der Vertrauensleute fasste Thomas Neumann die

Erfahrung in die Worte: „Als wir am 4. November de-

monstrierten, hatte ich bei jedem Schritt Angst und

Freude. Heute möchte ich es so beschreiben, es war, als

betrete ich mit jedem Schritt Neuland und gleichzeitig,

als eroberte ich mir mein Land (und mich) zurück.“

Gegen „Trittbettfahrer“: Ein Brief an Helmut

Kohl

Ein symptomatisches Ereignis, das die zunehmende

politische Kluft sowohl innerhalb des Gesamtensem-

bles, aber auch zwischen Theaterschaffenden und der

Bevölkerung verdeutlicht, waren die Reaktionen auf

den offenen Brief der Vertrauensleutevollversammlung

des DT an Bundeskanzler Helmut Kohl vom

23.11.1989.

Überliefert ist dieser Brief im Archiv in doppelter

Form: Als Durchschlag in den Intendanz-Unterlagen

Telegramm vom Schriftstellern Jurij Brězan an Ulrich Mühe, 5.11.1989 (ADT B 26-021-005)
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Anlage zum Brief von Jürgen Schitthelm, Direktor der Schaubühne, an Dieter Mann, 29.11.1989. (ADT B 20-02-012/2)
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sowie als Teil eines Solidaritätsbriefes von Jürgen

Schitthelm, dem damaligen Direktor der Schaubühne in

West-Berlin, der dem DT seine Unterstützung versi-

cherte und den Brief des DT als Kopien in die Pro-

grammhefte der Schaubühne eingelegen ließ.

Der polemisch-kämpferische Brief wurde auf einer

internen Versammlung des DT beschlossen, am

23.11.1989 an der Wandzeitung ausgehängt und am

Folgetag in den Zeitungen publiziert. Der Brief be-

ginnt: „Mit zunehmender Verärgerung beobachten wir

Ihren Einsatz für Demokratie in der DDR, hören Ihren

Ruf nach freien Wahlen in unserem Land, von denen

Sie die wirtschaftliche Zusammenarbeit abhängig ma-

chen wollen.“ Jede Einmischung oder Einflussnahme

von außen, also von der Seite der Regierung der BRD,

auf den sich vollziehenden internen Demokratieprozess

in der DDR wird abgelehnt, insbesondere ein mögli-

ches Junktim von zu leistenden Reformen und wirt-

schaftlicher Zusammenarbeit bzw. Unterstützung. Man

warf Kohl vor, die Leistungen und Erfolge der Reform-

bewegung als „Trittbrettfahrer“ zu usurpieren.

Hintergrund war der seit dem Fall der Mauer wach-

sende Reformdruck auf die DDR durch die BRD ange-

sichts zunehmender wirtschaftlicher Probleme. So

forderte Kohl in seiner Regierungserklärung am

16.11.1989 freie Wahlen, eine freie Presse, ja einen

„grundlegenden Wandel des politischen und wirtschaft-

lichen Systems der DDR“, also letztlich die Einführung

der Marktwirtschaft und möglicherweise die deutsche

Einheit, sofern das von der Bevölkerung der DDR ge-

wollt sei.15 Kohls Vision beinhaltete keine Co-Existenz

mit einer reformierten DDR, wie sich das viele Thea-

terschaffende wünschten. Gewissermaßen antwortete

der Brief des DT in ironischer Weise auf die Feststel-

lung Kohls, dass „unsere Landsleute keine Belehrung

nötig (haben), von welcher Seite auch immer“ und dass

diese „selbst am besten (wissen), was sie wollen“.

Der Brief, der für die Regierung der BRD kaum ir-

gendeine Bedeutung hatte, führte aber zu heftiger, teils

aggressiver Kritik, die sich z. T. in anonymen Briefen

äußerte. Diese sind neben den zustimmenden Rückmel-

dungen in den Intendanz-Akten erhalten geblieben und

wurden damals als Kopien an der Wandtafel ausge-

hängt. Die historischen Ereignisse rückten die Theater-

schaffenden und ehemals so erfolgreichen Aktivisten

vom 4.11. zunehmend ins historische Abseits.

Epilog

Die vom Bühnenbildner Henning Schaller in der

Versammlung der Theaterschaffenden beschworenen

„Maßnahmen revolutionären Charakters“ zeitigten

dann doch in einer extrem kurzen Zeit ein historisches

Ergebnis, das damals, Mitte Oktober 1989, nicht vor-

stellbar war. Auch wenn „Revolution zu sein schien

und sich die Schauspieler politisch betätigten, spielten

die Theater unbeeindruckt weiter. So erfolgte keine

Unterbrechung des alltäglichen Spielplans, es wurde

abends auf den Bühnen Repertoire gespielt. Auch am

Tag der Maueröffnung am 9.11. 1989 war es nicht an-

ders: Als kurz vor 19 Uhr ZK-Sekretär Günter Scha-

bowski am Ende einer Pressekonferenz das

Inkrafttreten einer neuen Reiseregelung für DDR-Bür-

ger bekanntgab, begann auf der Hauptbühne die

Abendvorstellung von Lessings NATHAN DER WEI-

SE und Thomas Neumann spielte den „Mann“ neben

Dagmar Manzel in einer Vorstellung von OFFENE

ZWEIERBEZIEHUNG von Franca Rame und Dario Fo

auf der Bühne der Kammerspiele. Das wäre – und das

ist auch wieder tröstlich – heute auch nicht anders. Der

Vorhang muss hochgehen, ob Mauern fallen, Revoluti-

on ist oder nicht.
Karl Sand

1 Siehe dazu generell: Ehrhart Neubert: Geschichte der Oppo-

sition in der DDR 1949-1989. Bonn 1997. Ebenfalls die Dar-

stellung in: Ilko-Sascha Kowalczuk: Endspiel. Die Revolu-

tion von 1989 in der DDR. München 2009, S. 232 ff.

2 Freya Klier: „Die Rolle der Theater in der Kulturpolitik der

DDR.“ In: Deutscher Bundestag (Hg.): Rolle und Bedeutung
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Linzer, in: Thomas Irmer, Matthias Schmidt. Die Bühnenre-

publik. Theater in der DDR. Bonn 2006, S. 239 f.

3 Martin Linzer: „Trilogie des Umbruchs“. In: Martin Linzer/

Peter Ullrich (Hg.): Regie: Heiner Müller. Material zu der

Lohndrücker 1988, Hamlet/Maschine 1990, Mauser 1991 am

Deutschen Theater. Berlin 1993, S. 9-12, hier: S. 12.

4 So zitiert nach: Christine Wahl: „Lass uns doch alle

gemeinsam den Rechtsweg gehen!“, in: Theater Heute,

Jahrbuch 2009, S. 36-47, hier: S. 42. Siehe dazu auch die

marginale Behandlung der Rolle der Künstler und
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Theaterschaffenden in einer kleinen Rubrik mit dem Titel:
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tung, in der Markus Wolf aus seinem Buch „Die Troika“
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7 Hans-Dieter Schütt, Dieter Mann. Schöne Vorstellung.

Berlin 2016, S. 239, siehe auch Martin Linzer: „Trilogie des

Umbruchs“, S. 11.

8 Hans-Dieter Schütt, Dieter Mann. Schöne Vorstellung, S.

239.

9 Siehe „Nachgefragt: W. Janka ein Radiointerview“

(19.11.1989). Abgedruckt in: A. Eichborn, A. Reinhardt

(Hg.): Nach langem Schweigen endlich sprechen. Briefe an

Walter Janka. Berlin 1990. S. 168-183. Hier: S. 175 f. In

diesem Band findet sich ebenfalls eine Auswahl der an Janka

gesandten Briefe.

10 Die Aufzeichnung der Rede befindet sich auf dem glei-

chen DAT-Band mit dem Mitschnitt der Veranstaltung vom

28.10.1989. Die Rede vom 5.11.189 wurde wieder abge-

druckt in: W. Janka: Schwierigkeiten mit der Wahrheit. Nach-

druck: Reinbek b. Hamburg 2016, S. 125-127.

11 So Johanna Schall auf der Versammlung der Theaterschaf-

fenden. Siehe Hans Rübesame (Hg.), Antrag auf Demonstra-

tion. Die Protestversammlung im Deutschen Theater am 15.

Oktober 1989, Berlin 2010, S. 102.

12 Siehe auch die zeitnah entstandene umfangreiche Samm-

lung: Wir treten aus unseren Rollen heraus. Dokumente des

Aufbruchs Herbst’89. Hg: Zentrum für Theaterdokumentation

und -information, zusammengestellt von Angela Kuberski.
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Resolutionen und Aufrufen heraus, die offenbar dem Verband

zugeschickt wurden (ADT B 26-021-030).

13 Siehe auch die Ausführungen von Martin Linzer in:

Thomas Irmer, Matthias Schmidt. Die Bühnenrepublik, S.

187. Offenbar hatte Jutta Seidel, eine Nachbarin von Jutta

Wachowiak und Mitbegründerin des Neuen Forums, ihr den
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14 BStU, MfS, HA IX 8738, S. 7, 7a), abgedruckt in: „Keine

Gewalt“ Stasi am Ende – Die Demonstrationen im Herbst

`89. Hg.: BStU. Berlin 2014. S. 48-49. Siehe hier ebenso den
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50 f.
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Der Sommer 1989 in der DDR verlief eigentüm-

lich unwirklich. Wie in einem mäßigen Film über

Untote setzte die SED ihre Politik in einer Weise fort,

welche die sich verändernde Wirklichkeit in der Gesell-

schaft schlicht ignorierte. Die SED bereitete sich in

großen Kampagnen auf ihren XII. Parteitag vor, der re-

gulär für das Frühjahr 1991 vorgesehen war. In ganz-

seitigen Artikeln diskutierten maßgebliche Parteiideo-

logen politische und wirtschaftliche Perspektiven, de-

ren Neuigkeitswert den gewöhnlichen Bewohnern des

Landes ebenso rätselhaft blieb wie auch den knapp

zwei Millionen Parteimitgliedern. Den allseits herbei-

gesehnten Kurswechsel, die erhoffte Anlehnung an die

Perestrojka Gorbatschows, vermochte niemand aus den

Texten herauszulesen. In einer Stimmung allgemeiner

Agonie war unter der Hand allenfalls die Rede von der

„biologischen Lösung“ – dem Ableben des greisen Par-

teichefs mitsamt seinem Politbüro.

Insbesondere junge Menschen waren des Abwartens

müde. Kleinere Gruppen hatten sich zumeist unter dem

Dach der evangelischen Kirche seit Jahren zu opposi-

tionellen Zirkeln vernetzt, diskutierten politische Alter-

nativen, organisierten Protestaktionen, die immer

erfolgreicher in die Öffentlichkeit drangen. Im Mai

1989 war es gelungen, die zwar allgemein bekannte

Tatsache, dass die ohnehin nur eine Farce darstellenden

Wahlen in der DDR gefälscht wurden, auch empirisch

nachzuweisen. Der Erfolg der Aktion ermutigte die

Oppositionellen. Immer wieder waren Stimmen zu hö-

ren, dass der SED-Führung organisierte politische Al-

ternativen entgegengestellt werden müssten. Im August

wurde zur Gründung einer Sozialdemokratischen Partei

aufgerufen, Anfang September verbreitete eine andere

Gruppe die „Böhlener Plattform“ und initiierte die

Gründung einer „Vereinig-

ten Linken“.

Im Mai begann die un-

garische Regierung die

Befestigungen ihrer West-

grenze abzubauen und si-

gnalisierte, dass sie nicht

mehr gewillt war, Ostdeut-

sche an der Flucht in den

Westen zu hindern. So

wurden die Sommerferien

für viele DDR-Urlauber in

Ungarn zur Zeit der Ent-

scheidung über Ausharren

oder Gehen. Am 1. Sep-

tember, die Sommerferien

waren zu Ende, fehlten

viele Kinder in der Schule.

Sie waren nicht aus dem

Urlaub mit ihren Eltern

zurückgekehrt, zum Teil

schon über Österreich in

die Bundesrepublik geflohen oder warteten in Ungarn

noch auf eine günstige Gelegenheit. Am folgenden

Die Gründung des Neuen Forums

Entwurf des Aufrufs des Neuen Forums mit Anmerkungen und

Korrekturen von Katrin Eigenfeld (RHG, NFo 003)

Gründungstreffen des Neuen Forums am 9. und 10. September 1989 in Grünheide:

Bärbel Bohley, Juttta Seidel, Katja Havemann. Foto: Hanno Schmidt (RHG, Fo_HAB_11608)
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Wochenende ging eine geradezu unglaubliche Meldung

über die westlichen Rundfunksender: Nach Grünheide

– dem unscheinbaren Vorort von Berlin, der durch Ro-

bert Havemann, den bekanntesten Dissidenten der

DDR, berühmt geworden war – hatten nach Monaten

sorgfältiger Vorbereitung Bärbel Bohley und Katja Ha-

vemann Oppositionelle eingeladen, um eine offen agie-

rende Oppositionsgruppe zu konstituieren. Das Neue

Forum war kein Diskussionskreis unter dem Dach der

Kirche mehr, keine bloße Absicht oder Aufruf zur

Gründung, sondern eine eigenständige politische Orga-

nisation, die ihre Absichten in einem programmatischen

Aufruf formuliert hatte und diesen mit Namen und

Kontaktadressen gezeichnet hatte. Das Neue Forum rief

Antrag auf Zulassung des Neuen Forums im Bezirk Halle, eingereicht von Frank und Katrin Eigenfeld (RHG, KE 14)
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zur Mitarbeit auf und erklärte, sich als Bürgerbewe-

gung offiziell registrieren zu lassen.

„In unserem Lande ist die Kommunikation zwi-

schen Staat und Gesellschaft offensichtlich gestört“,

lautete die erste Feststellung des „Aufbruch 89“ über-

schriebenen programmatischen Textes, der eine kurze,

treffende Beschreibung der gesellschaftlichen Situation

folgte, eine grobe Skizze dessen, was die Gründer für

erstrebenswert hielten, sowie als erste Aufgabe die Her-

stellung einer politischen Plattform, auf der ein breiter

Dialog über die Zukunft des Landes geführt werden

könne.

Der Aufruf – so allgemein er gehalten war – traf die

Stimmung wie die Erwartungen auf den Punkt. Er

brach vollkommen aus dem Diskurs der Untoten in den

offiziellen Medien der DDR aus und obwohl er über

Wochen dort komplett verschwiegen wurde, verbreitete

er sich mit rasender Geschwindigkeit. Jene, die – aus

welchen Gründen auch immer – das Land nicht verlas-

sen wollten oder konnten, die aber auch nicht mehr in

der alten Art und Weise weiterleben wollten, ergriffen

das Angebot des Forums und begannen die öffentliche

Aussprache auch ohne amtliche Genehmigung oder

Aufforderung. Binnen weniger Tage unterstützten Tau-

sende den Aufruf, vervielfältigten ihn, bildeten sich

verknüpfende Netzwerke.

Am 19. September 1989 meldeten Erstunterzeich-

ner in zwölf der 15 Bezirke der DDR die Tätigkeit des

Neuen Forums bei den Innenverwaltungen offiziell an.

Sie konnten sich schon zu diesem Zeitpunkt auf 1.500

formgerechte Unterstützerunterschriften berufen. Tat-

sächlich war das Echo weit größer, doch die allenfalls

in Ansätzen existierenden Strukturen verhinderten, dass

das ganze Ausmaß bereits fassbar wurde. Am Tage zu-

vor hatten populäre Rockmusiker auf einem offiziellen

Treffen ihrer Sektion beim Staatlichen Komitee für

Unterhaltungskunst ihre Unterstützung beschlossen und

verlasen von nun an eine entsprechende Erklärung vor

ihren Konzerten.

Zwei Tage nach der Anmeldung verkündete das

Ministerium des Innern, dass für eine Vereinigung

Neues Forum keine gesellschaftliche Notwendigkeit

Protest gegen die Wahl von Egon Krenz zum Staatsratsvorsitzenden, Berlin, 24. Oktober 1989, Foto: Siegbert Schefke

(RHG, Fo_SiSch_02_096-18, A)
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bestünde und weitere Handlungen zu dessen Organisie-

rung als staatsfeindliche Aktivität angesehen würden.

Diese so offenkundig wirklichkeitsfremde Erklärung

ließ die Unterstützung nicht abflauen, sondern gab ihr

noch stärkeren Auftrieb. „Neues Forum zulassen“ wur-

de zu einer der tragenden Losungen der Demonstratio-

nen, die in Leipzig, Dresden, Berlin, Plauen und

anderen Orten Anfang Oktober stattfanden.

Nachdem die Staatsmacht am 9. Oktober 1989 in

Leipzig nicht mehr gewagt hatte, mit Gewalt gegen die

Demonstranten vorzugehen, schien der Bann gebro-

chen, doch die Versuche der SED, das Neue Forum und

die anderen sich gründenden unabhängigen Organisa-

tionen als staatsfeindlich zu diskriminieren, wurden

fortgesetzt. Die SED instruierte ihre Mitglieder noch im

Oktober, dass die „erklärten Forderungen und die Pra-

xis des ‚Neuen Forum‘ […] im Widerspruch zu den

Grundwerten und politischen Grundlagen des Sozialis-

mus in der DDR“ stünden. Zynisch behauptete die

SED, die oppositionellen Gruppierungen würden „aus

gutem Grund die Öffentlichkeit der DDR meiden“ und

warnte, sie wirkten „außerhalb von Recht und Gesetz

und daher illegal. Wer ihnen Sympathie bekundet, muß

wissen, worauf er sich einläßt.“

Zur Öffentlichkeit der von der SED kontrollierten

Medien der DDR hatte das Neue Forum wahrlich kei-

nen Zugang. Es war vielmehr die Öffentlichkeit der

Hundertausenden demonstrierender Bürgerinnen und

Bürger, die dem Neuen Forum Öffentlichkeit verschaf-

fen musste und immer wieder seine Legalisierung for-

derte.

Erst am 8. November, einen Tag bevor die SED sich

gezwungen sah, die Mauer zu öffnen, wurde der Bann

aufgehoben und dem Neuen Forum amtlich gestattet,

sich legal zu konstituieren. Unterdessen konnte es sich

auf 150.000 „illegale“ Unterstützer berufen. Allein die

große Zahl an Rückmeldungen forderte der kleinen In-

itiativgruppe eine unglaubliche Arbeit ab. Die Bürge-

rinnen und Bürger wandten sich an das Neue Forum

bereits seit Wochen als die legitime Institution des

Landes, beteiligten sich an den politischen Diskussio-

nen, beschrieben die Situation vor Ort, wandten sich

Pressekonferenz des Neuen Forums über die behördliche Zulassung, Berlin, 9. November 1989: vorn links Reinhard Schult,

Bildmitte Steffen Steinbacher, der erste feste Mitarbeiter der Berliner Geschäftsstelle des Neuen Forums, Foto: Andreas Kämper

(RHG, Fo_AnKae_507)
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sogar mit Klagen und Beschwerden an die Bürgerbe-

wegung, als wäre sie eine Behörde.

Der Druck auf die Herrschenden, den das Neue Fo-

rum organisierte und symbolisierte, durfte indes nicht

nachlassen. In vielen Orten initiierte die Bürgerbewe-

gung jene Demonstrationen, die die Institutionen der

SED zur Öffnung zwangen. Gemeinsam mit den ande-

ren oppositionellen Gruppen wurden die Altparteien im

Dezember an den Runden Tisch gezwungen. Hier be-

stand das Neue Forum kompromisslos darauf, die

Staatssicherheit und die Kampfgruppen (eine Parteimi-

liz der SED) aufzulösen. Am Runden Tisch konnte so-

wohl die Koalitionsfreiheit durchgesetzt werden als

auch die zügige Ansetzung von freien Wahlen zu einer

demokratisch legitimierten Volksvertretung. Engagiert

beteiligten sich die Vertreter des Neuen Forums an der

Ausarbeitung des Entwurfs einer neuen Verfassung der

DDR, der der am 18. März 1990 gewählten Volkskam-

mer vorgelegt wurde.

Unterdessen waren wesentliche Funktionen, die das

Neue Forum in der friedlichen Revolution wahrgenom-

men hatte, von demokratischen Parteien aufgenommen

worden. Das Neue Forum hatte sich im Dezember 1989

entschieden dagegen gewehrt, eine politische Partei zu

werden. Es wollte als Bürgerbewegung Plattform der

Diskussion engagierter Bürgerinnen und Bürger blei-

ben, was die Übernahme politischer Verantwortung

durch ihre Mitglieder einschloss, zugleich aber eine

parteipolitische Verengung vermied. Auf seiner Grün-

dungsversammlung Ende Januar 1990 konstituierte es

sich als politische Vereinigung.

An der Volkskammerwahl beteiligte sich das Neue

Forum mit einer gemeinsamen, „Bündnis 90“ genann-

ten Liste, mit den Bürgerbewegungen „Initiative Frie-

den und Menschenrechte“ und „Demokratie Jetzt!“.

Die Resonanz war enttäuschend: 2,9 % der Stimmen

brachten zwölf Abgeordnete ins Parlament, davon sie-

ben Vertreter des Neuen Forums. Die Mehrheit der

Wählerinnen und Wähler war den Angeboten der poli-

tischen Parteien gefolgt, die vor allem eine rasche und

bequeme Wiedervereinigung der beiden deutschen

Staaten versprachen. Diese parlamentarische Mehrheit

ließ den Verfassungsentwurf undiskutiert fallen.

Das Neue Forum konzentrierte sich in den folgen-

den Monaten und Jahren vor allem auf die Überwin-

dung der Schatten des DDR-Systems, seine Mitglieder

engagierten sich in den Kommunen vor Ort und betei-

ligten sich an politischen Aktionen gegen die Militari-

sierung der Außenpolitik oder den Export von Waffen

in Krisengebiete. Sein politischer Einfluss, welcher der

demokratischen Selbstermächtigung der Menschen in

der DDR Raum und Stimme gegeben hatte, ging zu-

rück. Zugleich fand er sich auch wieder in zahlreichen

engagierten Mitgliedern, die sich in andere Organisati-

on politisch einbrachten.
Bernd Florath

Logo des Neuen Forums



Berliner Archivrundschau 2019-224

Der Herbst 1989 hinterließ auch in den Stasi-Un-

terlagen viele deutliche Spuren. Eine der unge-

wöhnlicheren ist eine Serie an Fotos, die das festhalten,

was auf dem Weg gen Westen liegen blieb: Kleidung,

Schuhe, Bücher, Fahrräder, Fotoalben …, aber auch

Autos und Motorräder, die von den Fluchtorten einge-

sammelt, in die DDR überführt und in Sammelpark-

plätzen und Garagen verwahrt wurden – sauber doku-

mentiert vom Ministerium für Staatssicherheit (MfS).

Die Geschichte dieser Fotos beginnt im Mai 1989

mit der Entscheidung der ungarischen Regierung, ihre

Grenzbefestigungen zu Österreich zurückzubauen. Das

bis dahin geschlossene Sperrsystem, der „eiserne Vor-

hang“ zwischen Ost und West, bekam Risse. In den fol-

genden Monaten machten sich zehntausende Menschen

aus der DDR auf den Weg nach Ungarn. Andere bega-

ben sich in die westdeutschen Botschaften in Ost-Ber-

lin, in Prag und in Warschau. Sie hofften auf eine

Ausreiseregelung im Vorfeld der offiziellen Feierlich-

keiten zum 40. Jahrestag der DDR am 7. Oktober

1989.2

Die Autos, mit denen sie angereist waren – eben

noch heißbegehrtes Gut einer Mangelwirtschaft, in der

man bis zu 15 Jahren auf einen Trabbi warten musste –

ließen die DDR-Bürger häufig vor Ort zurück. Bald

säumten sie die ungarischen grenznahen Landstraßen.

Als im September 1989 Hunderte in der Prager Bot-

schaft Zuflucht suchten, entwickelte sich das auch in

der tschechoslowakischen Hauptstadt zum Problem.

Herrenlose PKWs mit dem Länderkennzeichen „DDR“

verstopften die umliegenden Gassen und Straßen. Sie

mussten zurückgeholt werden.

In einer konzertierten Aktion begann das MfS ab

dem 3. Oktober 1989, die zurückgelassenen Fahrzeuge

aus der ČSSR zurückzuholen. Unter Federführung des

Leiters der Bezirksverwaltung Dresden „Genosse Ge-

neralmajor Böhm“ begann die Aktion. In einem detail-

lierten Bericht3 vom 24. Oktober 1989 wurde folgende

Bilanz gezogen: Insgesamt 1.514 Fahrzeuge wurden

aus Prag zurückgeführt, zunächst auf den Truppen-

übungsplatz (TÜP) Pirna. Dort wurden sie auf ihre

Fahrtüchtigkeit überprüft, betankt und zur Weiterlei-

tung nach Freienbrink bei Berlin vorbereitet, was in-

nerhalb von 17 Tagen gelang. „Per 20.10.89, 11.15 Uhr,

befanden sich keine derartigen KfZ mehr auf dem

TÜP.“ Die Foto-Dokumentation zum Bericht ist mit

Aktion „Zündspule“ überschrieben.

Mit welchem personellen Einsatz das Strandgut der

Fluchtwelle wieder eingesammelt wurde, benennt der

Bericht ebenfalls: „Zur Bewegung der KfZ waren zeit-

weise täglich bis zu 250 Mitarbeiter aus den verschie-

densten Diensteinheiten des MfS im Einsatz.“ Ange-

sichts der Umstände dieser Aktion ist der abschließende

Satz des Berichts durchaus denkwürdig: „Alle einge-

setzten Mitarbeiter erfüllten ihre Aufgaben initia-

tivreich und mit hoher Einsatzbereitschaft.“ Gut zwei

Wochen später fiel die Mauer. Für das MfS war diese

Aktion dennoch der konsequente Vollzug ihrer Arbeit.

„Ein enormer Reisestrom über die
Grenzübergangsstellen“1

Sammelstelle für Asservate des Ministeriums für Staatssicherheit in Freienbrink, südöstlich von Berlin, ca. Oktober 1989

(BStU, MfS, HA IX, Fo. 0525, Bild 0009)
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Nach den geltenden Gesetzen der DDR begingen die

Flüchtlinge eine Straftat. Das Ministerium für Staatssi-

cherheit als das offizielle Untersuchungsorgan für poli-

tische Straftaten4, hatte folglich den Auftrag, die

„Beweismittel“ dieser Straftat zu sichern5. In Freien-

brink südöstlich von Berlin betrieb die Stasi auf einem

großen Gelände mit etlichen Lagerhallen eine Sammel-

stelle für Asservate. Dort wurden dann die in den Autos

vorgefundenen Habseligkeiten genauestens inventari-

siert. Noch waren sie Eigentum der Geflüchteten, aber

auch, im Sinne der DDR-Strafprozessordnung, Gegen-

stände, die für eine „Straftat“ genutzt worden waren.

Jedes Behältnis bekam eine handschriftliche Aufschrift,

die besagte, wo die Gegenstände entnommen worden

waren. In den Regalen waren die Überbleibsel anhand

der Kfz-Kennzeichen nach Verwaltungsbezirken geord-

net.

Diese dazu außerhalb von zusammenhängenden

Vorgängen vorgefundenen Fotos bilden einen Bestand

von insgesamt 506 Bildern, alle als Negative überlie-

fert. Auffällig ist, dass einige der Fotos, die mit einer

Breitformat-Kamera aufgenommen wurden – ein For-

mat, das in der Ermittlungsarbeit der HA IX (HA IX -

Zentrales Untersuchungsorgan6) oder auch bei der

ZAIG (Zentrale Auswertungs- und Informationsgrup-

pe7) häufiger im Einsatz war. Sie sind Teil des Bestan-

des von insgesamt 1,85 Millionen kontextlosen Fotos,

die außerhalb der aktiven und archivierten Vorgänge in

den Dienstzimmern der Stasi gefunden wurden. Dieser

Bestand ist zu gut 80 Prozent erschlossen.

Zur Aufklärung von Orten und Zeitpunkten der

Aufnahmen nutzt der BStU immer wieder auch

Crowdsourcing über seine Webseite und Social Media-

Kanäle (https://www.bstu.de/archiv/spurensuche/).

Nach 1990 wurden diese Fotos dem Berliner Lan-

deskriminalamt übergeben, 1996 konnten sie wieder

akzessioniert werden. Archivare des BStU ordneten sie

dem Teilbestand der HA IX zu und erschlossen sie. Die

Foto-Dokumentation der Aktion „Zündspule“ (BStU, MfS, BV-Dresden, AKG, Nr. 8169, Bl. 003)
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umfassende Fotosammlung sollte offenbar die aufwen-

dige Rückführung, Inventarisierung und Lagerung do-

kumentieren.

Mit dem Abstand von 30 Jahren bieten diese Auf-

nahmen einen fast gespenstischen Einblick hinter die

Kulissen der zerfallenden DDR. Sie zeigen zum einen

die Realitätsferne einer Staatsführung, die zwar ihre

Bürger nicht halten konnte, wenigstens aber deren

Überbleibsel habhaft werden wollte. Andererseits wird

aber auch die damalige Stimmung der Menschen deut-

lich: Frustriert und resigniert über die Zustände in der

DDR ließen sie für die Aussicht auf eine bessere Zu-

kunft die letzte Habe und sogar die Autos zurück, auf

deren Kauf sie viele Jahre hatten warten müssen. Ihr

Wert hatte sich erledigt.
Stephan Wolf, Dagmar Hovestädt

1 Der Stellvertreter des Leiters der Stasi-Bezirksverwaltung

Dresden, Oberst Hardi Anders, auf der Dienstbesprechung

mit Stasi-Minister Mielke am 31.08.1989, Bundesbeauftragter

für die Stasi-Unterlagen (BStU), MfS, ZAIG 4884, S. 17.

2 Zur Wahrnehmung aus Sicht des Staatssicherheitsdienstes

vgl. Walter Süß, Staatssicherheit am Ende. Warum es den

Mächtigen nicht gelang, 1989 eine Revolution zu verhindern,

Berlin 1999.

3 Siehe BStU, MfS, BV Dresden, AKG, Nr-8169, S.1-2

4 Vgl. § 2 lit c des Statuts des Ministeriums für

Staatssicherheit vom 30. Juli 1969, BStU, MfS, SdM 2619.

5 In Befehl Nr. 3/84 vom 05.01.1984 geregelt.

6 Zur HA IX vgl. Roger Engelmann, Frank Joestel,

Hauptabteilung IX – Untersuchung, Berlin 2016 (MfS-

Handbuch).

7 Zur ZAIG vgl. Roger Engelmann, Frank Joestel, Die

Zentrale Auswertungs- und Informationsgruppe, Berlin 2009

(MfS-Handbuch)

Fundstücke aus Fahrzeugen aus dem Bezirk Magdeburg, der bei den Kfz-Kennzeichen durch die Buchstaben „H“ und „M“

gekennzeichnet war, ca. Oktober 1989 (BStU, MfS, HA IX, Fo. 0524, Bild 0021)
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Harald Hauswald wurde 1954 im sächsischen Ra-

debeul geboren. Nach einer Ausbildung als Foto-

graf (1970 bis 1972) zog er 1977 nach Ost-Berlin. Dort

übte er eine Vielzahl von Berufen aus. Er war beispiels-

weise Telegrammbote, Heizer, Restaurator, Fotolabo-

rant und Fotograf in der Stephanus-Stiftung.

Hauswald fotografierte den Alltag in Ost-Berlin,

aber nicht wie es der Staat gern gesehen hätte, sondern

grau wie er in vielen Fällen war. Um dem Betrachter

Freiraum für Fantasie zu lassen, fotografierte Hauswald

zumeist schwarz-weiß. Er knipste, was andere Fotogra-

fen übersahen oder für uninteressant hielten: Kleine

Szenen des Alltags, einsame und alte Menschen, ver-

liebte junge Pärchen, Rocker, Hooligans und junge

Leute, die sich in der Kirche für Frieden und Umwelt-

schutz einsetzten. Unter Pseudonymen oder auch an-

onym veröffentlichte er in westdeutschen Medien, wie

z. B. GEO, der TAZ und dem Zeit-Magazin. Dem Staat

blieb das Tun Hauswalds nicht verborgen, die Staatssi-

cherheit observierte ihn unter der Vorgangsbezeichnung

„Radfahrer“.

Hauswald war 1990 einer der sieben Gründer der

inzwischen weltbekannten Fotografenagentur Ostkreuz.

1996 wurde ihm das Bundesverdienstkreuz am Bande

verliehen. Seine Bilder haben das heutige Bild der

DDR und die Erinnerungen an Ostberlin deutlich mit-

geprägt, unter anderem durch die Fotoausstellung „Voll

der Osten. Leben in der DDR“.

Mit der Ausstellung „Voll der Osten. Leben in der

DDR“ luden OSTKREUZ Agentur der Fotografen und

die Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur

2018 zu einer Bilderreise in die Zeit der Teilung ein.

Die als Poster-Set gedruckte Ausstellung präsentiert auf

20 Tafeln über 100 bekannte und unbekannte Fotos von

Harald Hauswald – Chronist des DDR-Alltags

DDR-Fahne am Balkon eines Wohnhauses in Berlin, Foto: Harald Hauswald (Bundesstiftung Aufarbeitung/Ostkreuz, Harald

Hauswald, 890303hh04)
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Harald Hauswald. Die Schau zeigt eine ungeschminkte

DDR-Realität, an die sich heute selbst Zeitzeugen

kaum mehr erinnern. Die Texte der Ausstellung hat der

Historiker und Buchautor Stefan Wolle verfasst, der

wie der Fotograf in der DDR aufgewachsen ist. Die

Ausstellungstafeln verlinken über QR-Codes mit kur-

zen Videointerviews im Internet, in denen der Fotograf

darüber berichtet, wie und in welchem Kontext das je-

weils zentrale Foto der Tafel entstanden ist.

Die Resonanz auf dieses Bildungsangebot übertraf

alle Erwartungen. Allein 885 Ausstellungen wurden

von den Kultusministerien in Brandenburg, Rheinland-

Pfalz und Schleswig-Holstein, von den Landeszentralen

für politische Bildung Hamburg, Sachsen, Sachsen-An-

halt sowie von der Vereinigung Gegen Vergessen – Für

Demokratie abgenommen und an Schulen und Bil-

dungseinrichtungen der jeweiligen Bundesländer weiter

gegeben. Über 720 Ausstellungsexemplare wurden bis

Jahresende 2018 von Schulen und Volkshochschulen,

Museen und Bibliotheken, Kirchengemeinden, Stadt-

verwaltungen und vielen anderen lokalen Kultur- und

Bildungseinrichtungen bestellt und vor Ort gezeigt.

Rege war auch das Interesse im Ausland. Ob im

kanadischen Montreal oder in Montevideo in Südame-

rika, in Hong Kong oder Melbourne, die Ausstellung

überquerte Ozeane und stieß in den entlegensten Re-

gionen auf Neugier und Interesse. Allein in Frankreich

wurde die Ausstellung neunmal gezeigt. Die Stiftung

hatte die Schau in englischer, französischer, spanischer

und russischer Sprache zur Verfügung gestellt. Das

Büro der Friedrich Naumann Stiftung FÜR DIE FREI-

HEIT in Tiflis veranlasste eine georgische Ausstel-

lungsfassung, die Friedrich Ebert Stiftung in Seoul eine

koreanische Variante.

Nur wenige Bilder konnte Harald Hauswald vor

1989 veröffentlichen, das Gros seines fotografischen

Werks lagerte in seinem Privatarchiv. In einem archivi-

schen Großprojekt werden seit 2017 mehr als 230.000

Aufnahmen von Harald Hauswald vom Ostkreuz-Ver-

ein für Fotografie konservatorisch gesichert und digita-

Lesung und Ausstellung auf dem Dachboden (v.l.n.r.: Georg Reichenau, Uwe Kolbe, Roland Manzke, Lutz Rathenow), Lychener

Straße, 1983, Foto: Harald Hauswald (Bundesstiftung Aufarbeitung/Ostkreuz, Harald Hauswald, 891001hh101)
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lisiert. Mit mehr als 200.000 Euro beteiligt sich die

Bundesstiftung Aufarbeitung an dem gemeinsamen

Vorhaben, durch das eine große Zahl bisher unveröf-

fentlichter Bilder aus der DDR und der Transformati-

onsphase nach 1989/90 langfristig erhalten und

öffentlich zur Verfügung gestellt werden können.

Bis 2020 werden mehr als 6.000 bekannte und un-

bekannte Aufnahmen Hauswalds über das Bildarchiv

der Bundesstiftung Aufarbeitung dauerhaft kostenlos

für die Bildungsarbeit zur Verfügung gestellt. Darüber

hinaus erhalten Wissenschaftlerinnen und Wissen-

schaftler wie auch politische Bildner die Möglichkeit,

im dann digitalisierten Negativbestand zu recherchieren

und auf die dortigen Bilder zuzugreifen.

Im Rahmen des gemeinsamen Projekts wurden be-

reits zur Jahreswende 2017/18 über zweitausend Fotos

von Harald Hauswald ins Archiv der Bundesstiftung

Aufarbeitung übernommen, die in den vergangenen

knapp zwei Jahrzehnten von Ostkreuz digitalisiert und

erschlossen worden sind. Die kommerzielle Nutzung

der Bilder geht weiterhin über die Agentur Ostkreuz.

Seit 2018 konnte der Negativ-Bestand Hauswalds

vollständig konserviert sowie zum größten Teil digita-

lisiert werden. In Teilen sind die Aufnahmen bereits

von Hauswald und seiner Kollegin, der Fotografin Ute

Mahler gesichtet worden. Dabei zeichnete es sich ab,

dass mehr als die ursprünglich geplanten 4.000 Fotos

hochaufgelöst digitalisiert und erschlossen werden

müssen, um die ästhetisch und inhaltlich relevanten

Bilder Hauswalds in den Archiven von Bundesstiftung

und Ostkreuz zugänglich zu machen. Diese Arbeits-

schritte standen in diesem Jahr im Mittelpunkt des am-

bitionierten Vorhabens, das sich bereits jetzt absehbar

bis Mitte 2020 verlängern wird.
Matthias Buchholz, Ulrich Mähler

Zionskirche, Berlin, 1987, Foto: Harald Hauswald (Bundesstiftung Aufarbeitung/Ostkreuz, Harald Hauswald, 891001hh45)
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Im festlich erleuchteten Palast der Republik begann

am Abend des 7. Oktober 1989 ein Galadinner. Zahlrei-

che Staatschefs waren der Einladung der Partei- und

Staatsführung der DDR gefolgt, um gemeinsam mit

dieser den 40. Jahrestag der Gründung der Republik zu

feiern. Nicht weit davon jedoch, am Alexanderplatz,

versammelten sich am späten Nachmittag zahlreiche

Menschen, die freie Wahlen und Pressefreiheit forder-

ten. Sie machten sich alsbald auf den Weg zum Palast,

wurden jedoch von einem starken Polizeiaufgebot ab-

gedrängt. Gegen Mitternacht wurde die Menschenmen-

ge schließlich von Polizei und Stasileuten auseinander-

getrieben. Mehrere Menschen wurden brutal niederge-

schlagen, verhaftet und in Sammellager abtransportiert,

wo sie zum Teil Misshandlungen erlitten. Viele von ih-

nen hielten nach ihrer Entlassung ihre dramatischen Er-

lebnisse in Gedächtnisprotokollen fest.

Schon wenige Tage nach den brutalen Übergriffen

forderten zahlreiche empörte Menschen die Einsetzung

einer Untersuchungskommission, welche die Gedächt-

nisprotokolle als wichtige Beweisstücke nutzen sollte.

Am 3. November nahm schließlich die Unabhängige

Kommission zur Untersuchung der Vorfälle am 7. und

8. Oktober, so ihr offizieller Titel, ihre Arbeit auf. Ihre

23 Mitglieder kamen aus der Kirche, den Bürgerbewe-

gungen, Kunst und Kultur. Ziel der Kommission war

es, die Verantwortlichen für die Übergriffe der Sicher-

heitskräfte zu ermitteln und Material für juristische

Konsequenzen zu sammeln. Zwischen dem 15. No-

vember 1989 und dem 14. März 1990 fanden dann

ausführliche Befragungen der damals Verantwortlichen

statt.

Ein Mitschnitt dieser Befragungen ist auf rund 90

Tonkassetten im Ulrich-Plenzdorf-Archiv überliefert.

Als der Drehbuchautor seinerzeit die Mitschnitte ange-

hört hatte, entschloss er sich sofort, daraus einen Film

zu machen. Als eine wesentliche Inspiration diente ihm

die Information, dass es auch drei Staatsanwälte gege-

ben hatte, die sich an die geltenden Gesetze der DDR

gehalten und Festgenommene entlassen hatten.

So schrieb Plenzdorf die Geschichte des Staatsan-

walts Daniels, der wenige Monate nach den Ereignissen

vom 7. und 8. Oktober plötzlich verhaftet und mit an-

deren Gefangenen – alles Mitglieder der Kommission –

in ein Gefängnis verschleppt wird, wo sie von Stasi-

männern gequält werden. In der Häschen-hüpf-Hocke

treiben diese die Festgenommenen vor sich her, trepp-

auf, treppab. Zwar stellt sich das Durchlebte schließlich

als Alptraum heraus, aber ein Zweifel bleibt bei Da-

niels, ob die Gefahr, dass die Stasileute wieder zurück

kommen, nicht doch real ist.

Hüpf, Häschen hüpf oder Alptraum eines Staatsanwalts

Hüpf, Häschen hüpf oder Alptraum eines Staatsanwalts, 1991

Michael Walke, Ute Lubosch, Thomas Neumann, Frieder

Venus, Axel Werner, Johanna Schall

(AdK, Ulrich-Plenzdorf-Archiv, Nr. 72)

Einige der Tonkassetten
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Am 3. Oktober 1990, dem Tag der deutschen Ein-

heit, zeigte die ARD Plenzdorfs Film „Häschen hüpf

oder Alptraum eines Staatsanwalts“, der damit einer der

ersten war, der sich mit dieser jüngsten Vergangenheit

auseinandergesetzt hat. Nebenbei: Zwei der Hauptdar-

steller, nämlich Thomas Neumann und Johanna Schall,

gehörten zu den Organisatoren der Demonstration vom

4. November 1989 auf demAlexanderplatz.
Torsten Musial

Hüpf, Häschen hüpf oder Alptraum eines Staatsanwalts, 1991, Drehbuchfassung von Ulrich Plenzdorf vom 28.9.1990

(AdK, Ulrich-Plenzdorf-Archiv, Nr. 38)
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3. Februar 1990, Klubhaus des VEB Chemiekombi-

nats BUNA in Schkopau: Die Grüne Liga lädt zu

ihrer offiziellen Gründungsversammlung ein und zwar

an einen Ort, der sich im ökologischen Katastrophenge-

biet Halle/Bitterfeld befindet, und zu einer Zeit, in der

die DDR zusammenbricht. Ende 1989, Anfang 1990 lo-

teten alle politisch Aktiven in der DDR, unter ihnen

auch die unterschiedlichen Gruppen der Umweltbewe-

gungen, unter großem Druck ihr Selbstverständnis und

ihre strategischen Optionen aus: Willenserklärungen,

Resolutionen, Gründungsaufrufe und -initiativen folg-

ten ab Oktober 1989 rasch aufeinander. Im Ergebnis

entschieden sich die Umweltbewegungen für eine Art

Arbeitsteilung zwischen einer auf parlamentarische Ar-

beit orientierten Grünen Partei in der DDR und einem

Verband, der Grünen Liga, die als Netzwerk ökologi-

scher Bewegungen bis heute in den ostdeutschen Bun-

desländern aktiv ist und sich gegenüber den bundesweit

agierenden großen Natur- und Umweltschutzverbänden

wie BUND und NABU behauptet.

Im nächsten Jahr feiert die Grüne Liga ihren mitt-

lerweile 30. Geburtstag. Sie hat ihren Charakter als

nicht-hierarchisches Netzwerk ökologischer Gruppen

und Initiativen bewahren können, das vom Engagement

der zumeist unentgeltlich arbeitenden Aktiven vor Ort

lebt. Die Grüne Liga ist heute ein gemeinnütziger Ver-

ein, der nach dem Bundesnaturschutzgesetz anerkannt

ist und damit Zugang zu öffentlichen Mitteln und zur

Beteiligung an politischen Verfahren und Gesetzge-

bungsprozessen im Umwelt- und Naturschutz hat.

Bestände der Grünen Liga im Grünen Ge-

dächtnis

Charakteristisch für die Arbeit der Grünen Liga sind

die praktischen Umweltschutzaktivitäten vor Ort, für

die sie zum Teil öffentliche Mittel einsetzt. Die Bun-

desgeschäftsstelle in Berlin spielt dabei lediglich für

die Vernetzung und für einige in Berlin angesiedelte

Fachgrup- pen eine wichtige Rolle. Die Bestände der

Bundesgeschäftsstelle, der Grünen Liga Berlin und

Mecklenburg-Vorpommern im Archiv Grünes Ge-

dächtnis bilden diese Struktur und Arbeitsweise ab. Aus

der zentralen Geschäftsstelle in Berlin sind vor allem

die Unterlagen zu den Bundesdelegierten- und Mitglie-

derversammlungen, den Kongressen, Regionalkonfe-

renzen, Treffen derv Regionalkoordinatorinnen und

-koordinatoren sowie die Vorstandsunterlagen aus der

Zeit von 1991 bis 2003 überliefert. Dazu kommen u. a.

die Akten der Bundeskontaktstelle Internationale Arbeit

und eine umfangreiche Pressedokumentation mit Me-

dienberichten über die Grüne Liga und Pressemittei-

lungen, Artikeln und Interviews der Grünen Liga selbst.

Charakteristisch für den Bestand des Landesver-

bandes Berlin aus der Zeit von 1990 bis 2010 sind ne-

ben den Unterlagen des Vorstandes und des Landes-

sprecherrates die vielen durchgeführten Projekte und

Kampagnen wie Projekte zur Begrünung der Höfe in

Berlin, die Beteiligung am Klimaforum, das aus Anlass

der UN-Klimagipfels 1995 in Berlin von einem Netz-

werk von Umweltgruppen durchgeführt wurde, oder

die Beteiligung am Aktionsbündnis gegen den Havel-

ausbau.

Der Bestand des Landesverbandes Mecklenburg-

Vorpommern aus der Zeit von 1990 bis 2001 enthält

Unterlagen der Landesgeschäftsstelle und von Klaus

Schlüter, der seit der Gründung der Grünen Liga 1990

in Mecklenburg-Vorpommern und auf Bundesebene bis

2011 eine führende Rolle spielte. Dieser Bestand ist al-

so stark geprägt von seiner persönlichen Arbeits- und

Ordnungsweise. Die Arbeit der Geschäftsstelle, die

Unterlagen des Landesvorstands, der Mitglieder- und

Delegiertentreffen, die Beteiligung an Aktivitäten wie

die gegen die Autobahn A 20 oder für die Einrichtung

von Naturschutzgebieten sind überliefert.

Weitere Bestände von Akteurinnen und Ak-

teuren sowie Initiativen aus der Zeit der

Friedlichen Revolution

Im Archiv Grünes Gedächtnis befinden sich weitere

Bestände von Personen, Gruppen und Parteien aus den

Die grüne Liga – Netzwerk ökologischer Bewegungen
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Bürger- und Umweltbewegungen der DDR, die den po-

litischen Umbruch in der DDR aktiv mit gestaltet ha-

ben, mit unterschiedlichem Umfang. Bei einigen han-

delt es sich lediglich um Bestandssplitter. Andere sind

Quellensammlungen, die mit heutigen Verbänden von

Bündnis 90/Die Grünen ins Archiv gekommen sind.

Dazu gibt es in den Sammlungen des Archivs Pla-

kate, in der Bibliothek Veröffentlichungen und Zeit-

schriften der Umweltbewegung der DDR, der Grünen

Liga sowie ihrer regionalen Verbände und Fachgrup-

pen. Folgende Bestände gibt es derzeit:

- Berliner Büro der Grünen in Berlin.

- Bündnis 90/Grüne, Volkskammerfraktion.

- Bündnis 90/Die Grünen Brandenburg, enthält auch

Unterlagen der Vorläuferorganisationen Demokratie

Jetzt und Neues Forum.

- Bündnis 90/Die Grünen Mecklen-

burg-Vorpommern, enthält auch Un-

terlagen der Vorläuferorganisationen

Demokratie Jetzt und Neues Forum.

- Bündnis 90/Die Grünen Thüringen,

enthält auch Unterlagen der Vorläu-

ferorganisationen Neues Forum, Grü-

ne Partei und Demokratie Jetzt,

- Demokratie jetzt,

- Kuratorium für einen demokratisch

verfassten Bund deutscher Länder.

Diese Initiative erarbeitete einen

Verfassungsentwurf, der als Alterna-

tive zum Anschluss der DDR nach

Artikel 23 des Grundgesetzes gedacht

war. Der Entwurf sah die Verabschie-

dung einer neuen Verfassung durch

das gesamte deutsche Volk nach Arti-

kel 146 des Grundgesetzes vor.

Außerdem gibt es zahlreiche Be-

standssplitter mit teilweise nur gerin-

gem Umfang: Bündnis 90 (Sprecher-

rat/Geschäftsstelle), Grüne Partei in der

DDR, Initiative Frieden und Men-

schenrechte, Grüne Partei in der DDR -

Landesverband Berlin, Demokratie

Jetzt - Landesverband Berlin, Listen-

vereinigung Bündnis 90/ Grüne/UFV -

Landesverband Berlin und Bündnis 90

- Landesverband Berlin.

Auch in den persönlichen Beständen von Rudolf

Bahro, Torsten Ehrke, Friedrich Heilmann, Jens Jesch-

ke, Steffi Lemke, Vera Lengsfeld, Erhard O. Müller,

Andreas Passarge (Arche Netzwerk), Gerd Poppe,

Werner Schulz, Wolfgang Ullmann, Reinhard Weiß-

huhn und Christiane Ziller finden sich historische Do-

kumente aus der Zeit der Friedlichen Revolution und

der deutschen Wiedervereinigung.
Anne Vechtel

Literatur

Das Archiv Grünes Gedächtnis gibt seit 1997 Jahrbücher her-

aus, in denen sich Beiträge zur Geschichte und den Beständen

der ostdeutschen Bürger- und Umweltbewegungen.

https://www.boell.de/de/stiftung/archiv-gruenes-gedaechtnis

Einladung zum Gründungskongress der Grünen Liga der DDR (Archiv Grünes

Gedächtnis, E.22 Grüne Liga, Sig. 21)
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Die Evangelische Kirchengemeinde Berlin Fried-

richsfelde war in der Vorwendezeit eine besonde-

re Heimstatt der DDR-Opposition. Vor allem der

Friedenskreis Friedrichsfelde und Pfarrer Gottfried

Gartenschläger sind dabei zu nennen. Auch fanden hier

Seminare und andere Veranstaltungen unter dem

Schirm der Kirchengemeinde statt, die eine breite Re-

sonanz unter den Dissidenten aus Berlin und teilweise

auch aus der ganzen DDR fanden. Der Archivbestand

der Kirchengemeinde gibt darüber, wenn auch spärlich,

Auskunft, vor allem aus Sicht der Gemeindeleitung.

Die Protokolle des Gemeindekirchenrates aus jener Zeit

illustrieren die Sicht der Entscheidungsträger. Das Ken-

nenlernen, die Unterschiedlichkeit, die grundsätzliche

Kooperationsbereitschaft zwischen Gemeindeleitung

und oppositionellen Gruppen kommt darin genauso

zum Ausdruck wie die entstandenen Konflikte und

letztendlich der Bruch. Einzelne Schriftstücke sowie

die Oppositionszeitung „Friedrichsfelder Feuermelder“

zeigen weitere Facetten und Sichtweisen.

Der Archivbestand der Jahre 1705 bis 2001 der Kir-

chengemeinde wird im Evangelischen Landesarchiv

unter der Nummer 10703 aufbewahrt. Für diesen Arti-

kel relevant sind die GKR-Protokolle aus den Jahren

1981 bis 1993 (Nr. 157 bis 160), Versetzung und Stasi-

verdacht gegen Pfarrer Gartenschläger (Nr. 136), Varia

zum Gemeindeleben (Nr. 144) sowie Akten zum Fried-

richsfelder Friedenskreis (Nr. 325). Weitere Hinweise

verstecken sich eventuell auch in anderen Akten des

Kirchenarchivs. So finden sich relevante Dokumente in

den Archivbeständen von Reinhard Schult im Archiv

der DDR-Opposition. Etliche Akten sind dort unter

„Friedrichsfelder Friedenskreis“ eingeordnet (RSCH

008 bis RSCH 013), sowie unter dem Menschenrechts-

seminar 1986 (RSCH 021).

Aus Protokollen des Gemeindekirchenrates

„Vertreter einer Gruppe ‚Frieden‘ stellten sich und

ihr Anliegen vor, baten für ihre Arbeit zum [sic!] Zur-

verfügungstellung von Räumlichkeiten (einen Raum

für ca. 20 bzw. 30 – 40 Personen – wöchentlich).“ So

heißt es unter Tagesordnungspunkt (Top) 1.4. im Pro-

tokoll der Sitzung des Gemeindekirchenrates (GKR)

vom 8. November 1983. Es wurde beschlossen, „der

Gruppe ‚Frieden‘ das alte Gemeindehaus … zur Verfü-

gung zu stellen.“ (Nr. 157; Beschluss 99/83). Hier be-

gann die Zusammenarbeit jener oppositionellen

Gruppe, die aus dem Friedenskreis der Evangelischen

Studentengemeinde hervorging, mit der Kirchenge-

meinde Friedrichsfelde. Wie der Kontakt vermittelt

wurde, lässt sich aus dem Protokoll allerdings nicht

herauslesen.

Nachdem laut Protokoll vom 13. Dezember 1883

die AG „Frieden“ das Angebot zunächst nicht annahm,

wurden am 10. April 1984 die Räume dann doch der

Friedensgruppe 14-tägig zur Verfügung gestellt.

Inhaltlich beschäftigte sich der Gemeindekirchenrat

in seiner Sitzung am 10. Juli 1984 mit dem Status des

Friedenskreises. So heißt es: „Nach eingehender Dis-

kussion und Information über die Veranstaltung Frie-

denswerkstatt in der Erlöser-Kirche (siehe Beschluss

99/83) wird empfohlen, die Arbeit bzw. Entwicklung

des Friedenskreises weiter zu verfolgen; Status wird

sich dann weiter abzeichnen.“ (Top 2.1.)

Auffälligerweise erscheinen nun in den Protokollen

erstmals gesellschaftspolitische Themen. So wurde am

14. August 1984 auf ein Ökologieseminar im Septem-

ber hingewiesen und „Rechtsinformationen betr. Bau-

soldaten“ zur Kenntnis genommen. Für den 11. Sep-

tember 1984 ist vermerkt: „Angebot: Friedensgruppe

bietet Mitarbeit während Friedensdekade an und plant

monatliche Veranstaltungen ‚Künstler in Aktion‘ zu-

gunsten des Incotafonds des Bundes.“ (Top 2.3., ge-

meint ist der ökumenische INKOTA-Arbeitskreis)

Schon am 9. Oktober 1984 heißt es dann: „… wei-

tere Durchführung der Veranstaltung ‚Künstler in Akti-

on gegen den Hunger in Afrika‘. Kollekte der ersten

Veranstaltung ca. 1.800,- M.“ (Top 2.3.) Außerdem

wurde die Friedensdekade verstärkt gefeiert und mit

Mehrheit beschlossen, dass die Aktion Sühnezeichen

Zwischen Gemeindeleben und Sonstigem
Das Kirchenarchiv Friedrichsfelde und die Opposition
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im kommenden Sommer ein Lager in Friedrichsfelde

veranstalten könne. Dass noch am 13. November dar-

auf hingewiesen werden musste, dass die Friedensde-

kade in den Schaukästen angekündigt werden solle,

zeigt wohl eine noch vorsichtige Annäherung ans The-

ma. Zugleich ist aufschlussreich, dass keiner der 22

thematischen Vorschläge des GKR vom 12. Dezember

1984 für die Gemeindeversammlung 1985 einen ge-

samtgesellschaftlichen Bezug hat. Das heißt, die ge-

meindlichen Schwerpunkte hatten noch keinen Bezug

zur Arbeit der Gruppen. Andererseits wurden im Proto-

koll vom 12. März 1985 die monatlichen Termine der

Veranstaltungsreihe „Künstler in Aktion“ aufgelistet.

Im Protokoll vom 14. Mai 1985 wird ein kommendes

Gespräch mit Oberkirchenrat Stolpe erwähnt, leider er-

fährt man auch später nichts genaues dazu. Im Proto-

koll vom 11. Juni 1985 taucht eine Arbeitsgruppe „So

lange die Erde lebt“ auf, die die Begrünung der Kir-

chenwände beantragte.

Am 9. Juli 1985 wurden unter den Veranstaltungen

der Gemeinde nun gleichberechtigt die des Friedens-

kreises erwähnt: ein Friedensseminar sollte am 26. Ok-

tober 1985 durchgeführt werden (Top 2.3.4). Außerdem

wird berichtet, dass die zehn Veranstaltungen von

„Künstler in Aktion“ bisher 15.500 Mark erbracht hät-

ten.

Auffällig ist, dass in den Protokollen der Sitzungen,

bei denen Pfarrer Gartenschläger abwesend war, der

Friedenskreis und der neu entstandene Ökologiekreis

keine Erwähnung finden (so z. B. am 12. Februar 1985

oder am 13. August 1985). Auch kam bei der Gene-

ralaussprache über die gemeindlichen Herausforderun-

gen unter den Diskussionsbeiträgen der drei Pfarrer nur

im Beitrag von Pfarrer Gartenschläger die Rede auf die

Friedensarbeit, wobei dies die Rückfrage ergab, ob die

„Friedensfrage vielleicht zu sehr betont“ würde. (Top

1.2.a.) Aus dem selben Protokoll erfahren wir, dass der

Ökologiekreis am 8. bis 10. November 1985 zu einem

Seminar einlud (Top 2.3.2.) und der Friedenskreis am

26. Oktober 1985 zum Seminar „Kriegsgefahr 1985 –

Politikfähigkeit der eigenständigen DDR-Friedensbe-

wegung“ (Top 2.3.3.).

In weiteren Protokollen steht zu lesen, dass der

Ökologiekreis mit der Jungen Gemeinde einen gemein-

samen Arbeitseinsatz am 26. Oktober plante (8. Okto-

ber 1985; Top 2.3.), dass der Bischof den Teilnehmern

des Friedensgottesdienstes vom 10. November 1985

brieflich geantwortet hatte (10. Dezember 1985, Top

3.0.), wovon der GKR allerdings wohl nur durch einen

Aushang Kenntnis erhielt. Es wurde zudem ein für den

23. und 24. Mai 1986 geplantes Seminar des Friedens-

kreises „Anarchie und Christentum“ zur Kenntnis ge-

nommen (11. März 1986; Top 2.3.). Im selben Proto-

koll wurde festgelegt: „Ökologiekreis: Der Kreis soll

mehr als bisher in die Gemeindearbeit mit einbezogen

werden. ... Überlegungen sollten getroffen werden, wie

die Einbeziehung des Ökologiekreises zum Erntedank-

tag erfolgen kann. Außerdem stand eine Anfrage zur

Diskussion betr. Zurverfügungstellung geeigneter

Räumlichkeiten für eine Ökologiebibliothek.“ (11.

März 1986; Sonstiges) Letzteres Vorhaben scheint nicht

Erste Ausgabe der oppositionellen Zeitung "Friedrichsfelder

Feuermelder" vom April 1987
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weiter verfolgt worden zusein, auch tauchte der Ökolo-

giekreis nicht wieder in den Protokollen auf (eventuell

entstand hiernach die Umweltbibliothek an der Zions-

gemeinde). Der Friedenskreis erschien auch erst wieder

im Protokoll vom 9. September 1986, dann aber mit ei-

nem Paukenschlag: „Nach einer kurzen Pause wurde

der GKR informiert, daß für den 25. und 26. Oktober

1986 ein Menschenrechtsseminar des Friedenskreises

geplant ist. Dieses Vorhaben ist Vertretern des Staatsap-

parates zur Kenntnis gekommen. Herr Dr. Mußler, Ma-

gistrat, und Herr Hlavaty, Rat des Stadtbezirks

Lichtenberg, haben um einen Gesprächstermin mit Ver-

tretern des Gemeindekirchenrates nachgesucht. Gene-

ralsuperintendent Dr. Krusche und Superintendent

Rißmann wurden ebenfalls vor der Sitzung davon in-

formiert. Der vereinbarte Termin für das Gespräch ist

der 9. September 1986, 21.00 Uhr. Der GKR beschließt

in seiner Gesamtheit des [sic!] Gespräch mit den Ver-

tretern des Staatsapparates zu führen und hierfür die

laufende GKR-Sitzung zu unterbrechen. … Um 21 Uhr

wurde die Sitzung unterbrochen für ein Gespräch zum

Thema Menschenrechtsseminar. Um 22.15 Uhr wurde

die unterbrochene Sitzung fortgesetzt. Als Gast wurde

gehört Herr Rainer Schult [sic!, wohl: Reinhard Schult]

von der Leitungsgruppe des Friedenskreises. Er wurde

gegen 23.00 Uhr entlassen. Der GKR diskutierte die

gehörten Argumente Für und Wider ...“

Die Entscheidung folgte erst auf einer Sondersit-

zung am 19. September, wo beim letzten Tagesord-

nungspunkt unter Sonstiges das Thema noch mal

aufgerufen wurde. Zunächst berichtete Pfarrer Garten-

schläger, dass ein Korrespondent des „Stern“ Veranstal-

tungen der Gemeinde aufsuchen und mit jungen

Menschen sprechen werde. Danach entschied der GKR

in geheimer Abstimmung bei 8 zu 5 Stimmen, das

Menschenrechtsseminar in der Gemeinde unter Aufla-

gen zu genehmigen. Die Auflagen waren u. a., dass die

Referatsthesen vorher vorliegen, ein Vertreter der Stu-

dienabteilung des Bundes der evangelischen Kirche

kann dazu kurz kommentieren, die Obergrenze auf 120

Teilnehmer festgesetzt wird, der Gottesdienst Teil des

Seminars ist. Pfarrer Gartenschläger wurde „zum Be-

vollmächtigten des GKR für die Durchführung des Se-

minars“ benannt (19. September 1986; Top 6.0.

Sonstiges). Die Auflagen scheinen weitgehend erfüllt

worden zu sein (11. November 1986, Top 6.0. und

„Friedrichsfelder Feuermelder“ vom April 1987; in Nr.

325).

Leider fehlen alle GKR-Protokolle zwischen dem

11. November 1986 und dem 8. November 1989. In

dieser Zeit nahm die Dramatik der Ereignisse zu. Das

erste Protokoll nach dieser Lücke ist ein loses Blatt der

GKR-Sondersitzung vom 8. November 1989, bei der

u. a. beschlossen wurde, der SDP-Gruppe Lichtenberg

14-tägig ein Raum zur Verfügung zu stellen. Der GKR

traf sich zudem am 14. November 1989, wo er sich um

die Wahl eines neuen Pfarrers bemühte und dabei die

Bewerbung des (zwischenzeitlich versetzten) Pfarrers

Gartenschlägers für die vakante Pfarrstelle mit deutli-

cher Mehrheit ablehnte. Aus dem Protokoll vom 12. De-

zember 1989 erfahren wir, dass der GKR eine Stel-

lungnahme zu einem Brief des Friedenskreises vorbe-

reitete, den Wortlaut enthält dann das Protokoll vom 9.

Januar 1990: „... Wir sind betroffen von der Art und

Weise, in der gegen Mitglieder des GKR und andere

Personen polemisiert wird. Wir weisen eine solche Art

des Streits strikt zurück. Zu den angesprochenen Pro-

blemen besteht im GKR mehrheitlich eine grundsätz-

lich andere Auffassung. Der Brief in seiner Art und

Weise hat uns veranlaßt, über das Ihnen als Friedens-

kreis gewährte Gastrecht nachzudenken. Angesichts der

Veränderungen in unserer Gesellschaft besteht auch

keine zwingende Notwendigkeit mehr, Ihnen das Gast-

recht weiterhin zu gewähren. Daher hat der GKR be-

schlossen, Ihnen ab 1.2.90 keinen Raum mehr in

unserer Gemeinde Friedrichsfelde zur Verfügung zu

stellen. (9 ja, 1 Enthaltung).“ (B 8/1990)

Danach finden sich keine weiteren Spuren des Frie-

denskreises mehr in den Protokollen des GKR. Eine

allgemeine Verbitterung spiegelt sich eventuell noch in

dem Beschluss B 71/1990 wieder, mit dem, mit knap-

per Mehrheit, ein ZDF-Interview von Freya Klier in der

Kirche abgelehnt wurde, mit ebenso knapper Mehrheit

aber Filmaufnahmen in der Kirche gestattet wurden.

Weitere Quellen aus dem Gemeindearchiv

Etwas Licht ins Dunkel dieses doppelten Bruchs –

mit Gartenschläger und dem Friedenskreis – bringen

andere Akten. In Nr. 144 sind u. a. Protokollauszüge

und Veranstaltungshinweise aus dem Jahr 1988 unge-
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ordnet gesammelt. Im Protokollauszug mit Beschluss B

108/88 vom 8. September 1988 heißt es: „Auf Anfrage

des Konsistoriums, in Bezug auf Beschluß 90/88 ...

berät der GKR in Abwesenheit von Pfarrer Garten-

schläger und beschließt mit 9 Ja, 2 Nein und 2 Enthal-

tungen wie folgt: Zu einem ersten ernsten Vertrau-

ensbruch zwischen Mitgliedern des GKR und Herrn

Pfarrer Gartenschläger kam es durch die Januarereig-

nisse des Jahres 1988 in Friedrichsfelde. Trotz des aus-

drücklichen Auftrittsverbotes des GKR ließ Herr

Pfarrer Gartenschläger am 11.1.1988 Stefan Krawczyk

und Frau Klier in der Kirche Friedrichsfelde ihr Pro-

gramm ‚Pässe und Parolen‘ vortragen. Die Auswertung

dieser Eigenmächtigkeit führte zur Beantragung eines

Disziplinarverfahrens gegen Pfarrer Gartenschläger

durch den GKR.

In Auswertung des durch den Kreiskirchenrat vor-

gelegten Visitationsbescheid wurde in GKR und Ge-

meindebeirat die Situation in Bezug auf die zur Zeit in

Friedrichsfelde tätigen Theologen ausführlich disku-

tiert. … Mit Pfarrer Gartenschläger führte der GKR am

13.9.1988 nochmals ein Gespräch[,] wie er sich eine

weitere Zusammenarbeit zwischen GKR und ihm …

vorstellt. Pfarrer Gartenschläger unterstrich damals

nochmal seinen … Standpunkt, daß er keine Notwen-

digkeit sieht, sein Verhalten zu korrigieren. Diese Aus-

sage führte zu dem Beschluß B90/88, da eingeschätzt

wird, dass nur eine grundsätzliche Verhaltensänderung

von Pfarrer Gartenschläger eine Basis für eine vertrau-

ensvolle Zusammenarbeit zwischen GKR und ihm sein

könnte.“ Der GKR scheint mit dem Beschluss B90/88

die Versetzung beantragt zu haben. Doch bedeutet dies

nicht, dass er generell die oppositionelle Arbeit ablehn-

te, da er in derselben Sitzung dem „grün-okologischen

Netzwerk“ eine Raumnutzung genehmigte.

In der Akte Nr. 136 wird die gegensätzliche Sicht

auf den Bruch mit Pfarrer Gartenschläger sichtbar. Eine

Chronik der Vorgänge um den Versetzungsbeschluss

stellt diesen als unrechtmäßig dar und mit ihm auch das

Verhalten der den Beschluss mittragenden Kirchenlei-

tung. Von einer alternativen Gemeindeversammlung am

31. August 1989 wird berichtet und einem sich dabei

spontan gebildeten „Provisorischer Gemeindekirchen-

rat“. In der Akte Nr. 325 finden sich neben den „Um-

weltblättern“ vor allem elf Ausgaben des „Friedrichs-

felder Feuermelders“, der Monatszeitung des Fried-

richsfelder Friedenskreises. Die letzte Ausgabe vom

Oktober 1989 beginnt mit einer Polemik gegen die Kir-

chengemeinde wegen der Versetzung Gartenschlägers.

Diese mag im Tenor ähnlich dem Brief gewesen sein,

den der Friedenskreis an den GKR schrieb und der An-

lass für die Kündigung der Räume durch den GKR war.

In der Akte Nr. 325 findet sich neben den Oppositions-

zeitungen „Umweltblätter“ und „Friedrichsfelder Feu-

ermelder“ nur ein Brief. Er ist am 19. Dezember 2019

vom Kreiskirchenrat Lichtenberg an den Friedenskreis

geschrieben worden. Er äußert ebenfalls Enttäuschung

und Verletzung über die erhobenen Angriffe und emp-

fiehlt der Kirchengemeinde die Kündigung der Räume.

Resumee

Die Akten zeigen einen Hotspot der Opposition aus

der Sicht der ehrenamtlichen gewählten Gemeindelei-

tung der zuständigen Kirchengemeinde. Damit ergän-

zen sie die Darstellungen aus der Sicht der

Oppositionellen bzw. der der Stasiunterlagen. Die Ge-

meindeleitung – der Gemeindekirchenrat – hatte sich

diese Situation nicht ausgesucht und sie dennoch nach

ihren Maßstäben zunehmend aktiv angenommen. Die

anfängliche Distanz spiegelt sich genauso in den Akten

wie eine zunehmende Akzeptanz, dass die oppositio-

nelle Arbeit Teil der Gemeinde war und sie bereicherte.

Pfarrer Gartenschläger trug dazu maßgeblich bei und

schien die gesellschaftspolitische Verantwortung des

„Freiraums Kirche“ besonders einzufordern.

Der Gemeindekirchenrat scheint in Konflikten be-

wusst und offen mit allen Seiten geredet zu haben und

dann teilweise mutige Entscheidungen getroffen. Wie

es dennoch zum Bruch kam, lässt sich aufgrund feh-

lender Protokolle nur ansatzweise erkennen, doch schi-

en für den Gemeindekirchenrat der Auslöser im

gebrochenen Vertrauen gelegen zu haben. Die Verset-

zung Gartenschlägers löste auch den Bruch mit dem

Friedenskreis aus, der seine generelle Kirchen(lei-

tungs)kritik nun auch brachial auf die gastgebende Ge-

meinde bezog.

Noch einmal anders fällt das Licht auf diesen Kon-

flikt, nachdem 1991 die Stasiverbindungen von Pfarrer

Gartenschläger bekannt wurden.
Bernhard Gutsche
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In diesem Herbst jährt sich zum 30. Mal die Friedli-che Revolution von 1989. Ebenso wie die Novem-

berrevolution und der Beginn der Weimarer Republik

1918/19 und die Ereignisse von 1968 ist sie ein zentra-

les Datum der Demokratiegeschichte in Deutschland.

Doch welche Zeugnisse dieser Umbrüche existieren

und wie werden diese archiviert? Gibt es auch eine er-

gänzende Überlieferung jenseits staatlicher Unterlagen?

Um über diese Fragen zu diskutieren, hat der Vorstand

des Landesverbands Berlin im VdA die Quellen gesell-

schaftlicher Umbrüche als Rahmenthema des 3. Berli-

ner Landesarchivtages gewählt. Neben Fragen der

Bewertung solcher Quellen, entsprechender Quellen-

kritik und Oral History, soll ebenfalls besprochen wer-

den, wie gegenwärtige und zukünftige Umwälzungen

(digital) dokumentiert werden können. Schließlich stellt

auch die Digitalisierung selbst einen Umbruch dar.

Veranstaltungsort ist die Stasi-Zentrale, Campus der

Demokratie, Haus 2 (c/o Finanzamt für Körperschaften

II), Magdalenenstraße 25, 10365 Berlin.

Die Anmeldeunterlagen sind auf den Seiten des Lan-

desverbands auf der VdA-Website (www.vda.lvber-

lin.archiv.net/berlinerlandesarchivtage.html) zu finden.

Programm

Ab 8:15 Uhr

Anmeldung und Archivmesse

9:00 Uhr

Begrüßung und Moderation

Dr. Torsten Musial, Vorsitzender des Landesverbands

Berlin im VdA

Grußworte

Sabine Bangert MdA, Vorsitzende des Kulturausschus-

ses

Ralf Jakob M. A., Vorsitzender des VdA

9:20–10:00 Uhr

Eröffnungsvortrag

Geschichtsforschung und Archive im digitalen Zeital-

ter: Chancen, Risiken und Nebenwirkungen

Dr. Mareike König (Deutsches Historisches Institut,

Paris)

3. Berliner Landesarchivtag am 20. November 2019
Immer zu spät? Umbrüche im Archiv oder wie
überliefert man Revolutionen?

Austragungsort des 3. Berliner Archivtages: Der Festsaal im Haus 2 der ehemaligen Stasi-Zentrale, Foto: Robert Conrad
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10:00–10:30 Uhr

»Umbrüche« im Bewegtbild – Filme aus der Zeit der

Weimarer Republik.

Überlieferung, Erschließung und digitale Bereitstellung

Annika Souhr-Könighaus (Bundesarchiv, Berlin)

11:00–11:30 Uhr

Vernichtung von Stasi-Akten in der Phase der Friedli-

chen Revolution

Dr. Roger Engelmann (BStU)

11:30–12:00 Uhr

Die Friedliche Revolution im Archiv der DDR-Opposi-

tion – Die Überlieferung der Akteure

Tina Krone (Archiv der DDR-Opposition)

13:00–13:30 Uhr

Das APOArchiv. Ein Werkstattbericht

Dr. Birgit Rehse (Universitätsarchiv der FU Berlin)

13:30–14:00 Uhr

Gewalteskalation beim G20-Gipfel – methodische Her-

ausforderungen und Twitter-Analysen

Dr. Peter Ullrich (TU Berlin)

14:00 – 14:30 Uhr

Impulsvorträge

Dr. Kai Naumann (Landesarchiv Baden-Württemberg)

Dr. Kathrin Weller (gesis Leibnitz Institut für Sozial-

wissenschaften, Köln)

14:30 – 15:15 Uhr

Podiumsdiskussion

Quod non est in actis …? Umbrüche im digitalen

Zeitalter

Dr. Kai Naumann (Landesarchiv Baden-Württemberg)

Dr. Kathrin Weller (gesis Leibnitz Institut für Sozial-

wissenschaften, Köln)

Peter Ullrich (TU Berlin)

Dr. Mareike König (Deutsches Historisches Institut,

Paris)

Moderation: Dr. Matthias Buchholz (Bundesstiftung

Aufarbeitung)

15:45–16:45 Uhr

Aktuelle Stunde

Moderation: Dr. Ines Oberling (BStU), Dr. Irina

Schwab (Universitätsarchiv der FU Berlin)

Stand und Perspektiven des Beitritts zum DAN (Digi-

tale Archivierung Nord) im Land Berlin

N. N. (Landesarchiv Berlin)

Das Archiv der anderen Erinnerungen

Dr. Daniel Baranowski (Bundesstiftung Magnus-

Hirschfeld)

Die BerlinHistoryApp

Rainer E. Klemke (berlinHistory e. V.)

Landschaften der Verfolgung – Informationen zum Da-

tenbankprojekt »Politische Häftlinge der SBZ/DDR«

des BMBF-Forschungsverbunds

Dr. Stefan Donth (Gedenkstätte Berlin-Hohenschön-

hausen)

Stöbern, Entdecken, Verstehen. Visualisierung von di-

gitalisierten Sammlungen mit dem VIKUS Viewer

Katrin Glinka (SPK, museum4punkt0)

Führungen

12:10 Uhr

„Mielkes Revier“ – Geländeführung

17:00 Uhr

• Führung durch die Open-Air-Ausstellung

„Revolution und Mauerfall“

• Führung durch die Ausstellung zum Stasi-Unterlagen-

Archiv „Einblick ins Geheime“

Treffpunkt jeweils im Hof vor dem Tagungsgebäude
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Berliner Archiv-Stammtisch

Nach dem gelungenen Auftakt im Archiv der DDR-

Opposition fanden inzwischen zwei weitere Berliner

Archiv-Stammtische statt. Am 13. Juni 2019 hatte das

Landesarchiv Berlin eingeladen. Nach einer allgemei-

nen Einführung und kurzen Diskussionsrunde mit dem

Archivdirektor Dirk Schaper ging es für die rund 40

Teilnehmerinnen und Teilnehmer auf einen Rundgang

durch das 2001 bezogene denkmalgeschützte und ar-

chivgerecht umgebaute Fabrikgebäude der ehemaligen

Deutschen Waffen- und Munitionsfabriken (DWM).

Neben Informationen zum archivgerechten Umbau gab

es auch Einblicke in die verschiedenen Magazine. In

der Werkstatt der Bundessicherungsverfilmung im

Land Berlin konnte über die Vor- und Nachteile der Si-

cherungsverfilmung und deren Verhältnis zur Digitali-

sierung gefachsimpelt werden. Im Kartenlesesaal er-

hielten die Kolleginnen und Kollegen einen Eindruck

vom Umgang mit Karten und Plänen im Landesarchiv.

Anschließend wurde der fachliche Austausch in locke-

rer Runde im Landhaus Schupke fortgesetzt.

Nach der Sommerpause fand dann am 12. Septem-

ber 2019 der dritte Berliner Archiv-Stammtisch im

Zentralarchiv der Staatlichen Museen zu Berlin in Mit-

te statt. Das Interesse war sehr groß, so dass erstmals

nicht alle Anmeldungen berücksichtigt werden konnten.

Das Zentralarchiv der Staatlichen Museen zu Berlin

befindet sich im Archäologischen Zentrum in unmittel-

barer Nachbarschaft der Museumsinsel Berlin und ist

eng mit den Sammlungen der Kunst, Archäologie und

Ethnologie sowie mit den Verwaltungseinrichtungen

der Staatlichen Museen zu Berlin verbunden. Seit der

Wiedervereinigung Deutschlands ist das Zentralarchiv

für die unter dem Dach der Stiftung Preußischer Kul-

turbesitz zusammengeführten Staatlichen Museen zu

Berlin zuständig. Nach einer kurzen Einführung durch

Petra Winter, Leiterin des Zentralarchivs und der Pro-

venienzforschung der Staatlichen Museen zu Berlin,

und einen knappen Überblick über das Gebäude ge-

währte Petra Winter einen Einblick in den Lesesaal so-

wie die Magazine. Besonders interessant war es, aus

erster Hand von den die Besonderheiten eines Muse-

umsarchivs zu erfahren. Eine angeregte Diskussion

entwickelte sich beim Thema Provenienzforschung in

den Sammlungen der Staatlichen Museen zu Berlin.

Beim Zentralarchiv werden im nächsten Jahr mehrere

Stellen dafür eingerichtet, deren Koordination Petra

Winter übernehmen wird. Im Anschluss an die Führung

wurden im Biergarten der Deponie No. 3 weitere Kon-

takte geknüpft oder bereits bestehende vertieft.

4. Archiv-Stammtisch im Schwulen Museum

Auch der Termin für den inzwischen vierten Ar-

chiv-Stammtisch steht bereits fest: Am 12. Dezember

2019 um 16:30 Uhr lädt das Schwule Museum in der

Lützowstraße 73 ein, sein Archiv und seine Sammlungen

zu besichtigen.

Mit – geschätzten – 1.500.000 Archivalien verfügt

es über die größte Sammlung an Dokumenten und

Realien zur LGBTIQ-Geschichte in Deutschland. Es ist

damit eines der wichtigsten Forschungs- und Doku-

mentationszentren seiner Art weltweit und besitzt zu-

dem in seiner engen Verzahnung und räumlichen Nähe

zum Ausstellungsbetrieb ein markantes Alleinstel-

lungsmerkmal. Zum Archiv gehört auch die bislang an

vier Wochentagen geöffnete Präsenzbibliothek mit

Fachliteratur, Zeitschriften und teils raren bibliophilen

Ausgaben.
Torsten Musial

Aus dem Landesverband Berlin im VdA
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Im nächsten Jahr, am 7. und 8. März 2020, findet

wieder ein Tag der Archive statt. Es ist die

mittlerweile 10. Auflage des erfolgreichen und

deutschlandweit durchgeführten Formats. Viele Archive

nutzen diesen Tag der offenen Tür gern, um sich und

ihre Bestände, aber auch die Bedeutung der Archive im

Allgemeinen, einem breiten Publikum nahezubringen.

Die Besucherinnen und Besucher erhalten die

Gelegenheit, mit Archivarinnen und Archivaren ins

Gespräch zu kommen und einen Blick hinter die

Kulissen zu werfen.

Nachdem am 9. Tag der Archive im letzten Jahr be-

reits zwölf Berliner Archive teilgenommen haben,

möchte der Vorstand des Landesverbandes für eine

noch größere Teilnehmerzahl bei der Jubiläumsauflage

werben. Diese Archive werden auf jeden Fall dabei

sein:

- Archiv der Akademie der Künste

- Archiv der DDR-Opposition, das

- Geheimes Staatsarchiv Preußischer Kulturbesitz

- Bundesarchiv, Abteilung PA (ehemals WASt)

- Landesarchiv

- Politisches Archiv des Auswärtigen Amts

- Berlin-Brandenburgisches Wirtschaftsarchiv

- BStU.

In der Vorbereitung wird eine koordinierte Öffent-

lichkeitsarbeit angestrebt. Als gemeinsames Werbe- und

Informationsmittel wird es wieder einen Flyer geben, in

dem die Programme und Adressen aller teilnehmenden

Archive aufgeführt werden. Auch soll versucht werden,

durch einen intensiven Kontakt zu den Medien zu

erreichen, dass in den Zeitungen, im Radio oder

vielleicht sogar im Fernsehen über den Tag der Archive

in Berlin berichtet wird und so potentielle Besucher

darauf aufmerksam gemacht werden.

Das Thema des nächsten Tags der Archive lautet

„Kommunikation – Von der Depesche bis zum Tweet“.

Einige Vorschläge, wie man das Motto nutzen kann,

sind auf der Website www.tagderarchive.de aufgelistet .

Vor allem aber sollte man das Programm des eigenen

Archivs dort eintragen.

Aber auch jetzt kann man sich schon Gedanken um

Assoziationen, geeignete Archivalien und einen mög-

lichen und gewünschten Berlin-Bezug machen. In den

nächsten Wochen werden die Mitglieder des

Landesvorstands mit vielen Archiven darüber sprechen.

Alle sind aber auch aufgerufen, sich direkt an den

Vorstand zu wenden, sei es aus möglichem Interesse

oder um Ideen vorzustellen. Auch der Berliner Landes-

archivtag am 20. November 2019 wird Gelegenheit

bieten, darüber ins Gespräch zu kommen.
Torsten Musial

Tag der Archive 2020:
Kommunikation – Von der Depesche bis zum Tweet

Plakatmotiv des Tages der Archive 2020
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Eine Vorzeigeeinrichtung mit

nur spärlich Vorzeigbarem ...

Das größte Normalkinderheim der DDR in Berlin-

Johannisthal im Lichte der Archivbestände: Das

Kinderheim in der Königsheide – später und heute eher

bekannt unter dem Namen: Heimkombinat – Kinder-

heim A. S. Makarenko.

So imposant das noch erhaltene und aufwändig

nach durchaus beträchtlichen Auflagen der Berliner

Denkmalschutzbehörde renovierte Gebäudeensemble

heute wieder in neuem Glanz erstrahlt, so wenig glän-

zend sind die Aussichten auf noch auffindbares Materi-

al zur Aufhellung der Historie dieses geschichtlich

bedeutsamen wie hochinteressanten Ortes, was die Su-

che in öffentlichen Archiven anbelangt. Wie viele tau-

sende Kinder und Mitarbeiter der rund 45 Jahre

bestehenden ostdeutschen Einrichtung tatsächlich hier

Teile ihrer Lebenszeit verbracht haben – mit allen Fa-

cetten, die eine staatliche Fürsorgeeinrichtung mit sich

bringt – ist bis dato nicht zu benennen. Und so setzt es

sich fort mit der weiteren Recherche nach den Bege-

benheiten und den Vorgängen im Verlauf seiner Ge-

schichte: Es ist in vieler Hinsicht ein zähes Unterfangen

und vermittelt ein Gefühl von Stochern im

Trüben. Und das hat verschiedenste Ursa-

chen. Zumindest eines kann man nach in-

zwischen über einem Jahrzehnt betriebener

intensivster Forschung zu diesem beson-

deren Heim der DDR behaupten: Die Ein-

richtung war von Beginn an hochpolitisch

– sie wird es auch immer bleiben. Das setzt

sich fort bis in die juristischen Nachfolge-

einrichtungen der Berliner Jugendhilfe, die

heute teilweise zumindest das geerbte Ma-

terial verwalten, was den Weg am großen

Heizhaus des Kinderheimes vorbei zur

Wendezeit überstanden hat.

Überblick zur Einrichtung

Der Grundstein für das seinerzeit 12

Hektar umfassende Areal des Kinderhei-

mes wurde am 30. Mai 1952 gelegt. Nach

einer Bauzeit von nur 18 Monaten erfolgte

im Oktober 1953 die Inbetriebnahme und

die ersten Kinder samt Personal zogen in

die auf damals neuestem Stand befindli-

chen Häuser und Räumlichkeiten ein. Fünf

zweistöckige Wohnhäuser, eine Schule, ei-

Aus den Archiven

Bestätigung der Einrichtung des Kinderheims,

1954






































































